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Einleitung. 



Das Rechtsbot, ein Verfahren ohne richterliche 

Erkenntnistätigkeit 



Es gilt im allgemeinen als Regel, dass der moderne Staat 
Privatrechtsverhältnisse erst dann bindend regelt, nachdem er 
sie im Prozesse durch seine richterlichen Organe geprüft hat. 
Diese Prtifungs-(Kognitions-)tätigkeit, gerichtet auf Feststellung 
dessen, was im konkreten Falle Recht ist, bildet den Haupt- 
bestandteil der ordentlichen Zivilprozesse. Dabei legt der Richter 
in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle nur das ihm von den 
Parteien vorgebrachte Material zu Grunde, und sein Prüfen 
beginnt erst an dem Punkte, wo die Parteibehauptungen aus- 
einandergehen. Wenn die Parteien kein Interesse bekunden, 
ein unklares tatsächliches Verhältnis aufzuhellen, eine offenbar 
unwahre Angabe richtig zu stellen, so hat der Richter dies 
nicht von sich aus zu tun (Prinzip der formellen Wahrheit). 
Ganz anders hat im Strafprozess der Richter ohne Rücksicht 
auf den Willen der Parteien von Amts wegen die volle Wahr- 
heit zu erforschen (Prinzip der materiellen Wahrheit). Ihrem 
Endziel nach erscheint somit die Erkenntnistätigkeit im Zivil- 
prozess weniger ausgedehnt als im Strafprozess. 

Aber trotz dieser bestimmungsgemässen Beschränkung ist 
die zivilprozessuale Erkenntnistätigkeit ein verwickelter, zeit- 
raubender Prozess, bis zu dessen Erledigung ein zwar be- 
stehendes, aber noch nicht festgestelltes subjektives Recht der 
zwangsweisen Verwirklichung entbehrt. Darum finden sich neben 
dem ordentlichen Verfahren andere Prozessarten, die durch Ab- 
kürzung des Erkenntnisstadiums eine raschere, wenn auch nur 



fige Befriedigung des behaupteten Rechtsanspruchs er- 
hen. Die Abkürzung des Erkenntnisstadiums wird erreicht 
den Ausschluss derjenigen Beweismittel, die ihrer Natur 
einen zeitraubenden, kostspieligen Apparat erfordern 
in, Sachverständige). Das Urteil, das auf Grund der zü- 
rnen Beweismittel (meist Urkunden von bestimmter Form) 
, ist vollstreckbar. Doch bleibt demjenigen, der sich da- 
verletzt fühlt, der ordentliche Prozess vorbehalten. So 
mmarischen Prozesse des gemeinen Zivilprozessrechts und 
mtige deutsche Urkunden- und Wechselprozess. 
l vereinzelten Fällen eröffnen aber die Prozessgesetze 
[ßglichkeit rechtskräftiger Feststellung und daran an- 
isender Vollstreckung ohne jede vorgängige richterliche 
tion. Damit betreten wir das Gebiet unserer Arbeit. 
echtsfeststellung und Vollstreckung ohne vorgängige Prü- 
ist, wenn darin nicht Willkür, sondern eine dem Hecht 
se Entscheidung liegen soll, nur denkbar unter einer Voraus- 
g: beiden streitenden Parteien muss die Regelung, die 
«kraft erlangen soll, genehm sein. Wird die Rechtsfolge 
tlich auch von seiten des Belasteten anerkannt, dann kann 
aat von einer Prüfung absehen, so gut wie er im ordent- 
Prozesse nur das Bestrittene seiner Prüfung unterzieht, 
i gehen alle derartigen Versuche darauf aus, die an- 
'ene Partei ohne Prozess zur Anerkennung des gegneri- 
Rechtsbegehrens zu bringen: das einseitig fopmulierte 
ren wird dem Gegner zugestellt mit der Androhung, dass 
Iitskräftig werde, wenn nicht binnen gewisser Frist da- 
Widerspruch erfolgt. 

in Beispiel solcher Verfahrensart ist der bedingte Mandats- 
s des gemeinen Zivilprozessrechts und seine Fortbildung 
ahnverfahren der deutschen Reichs-Zivilprozess-Ordnung 
I — 703. In viel umfassenderer Weise aber verwertet das eid- 
ische Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz den gleichen 
ken. Jede Betreibung (Zwangsvollstreckung) wird darnach 
einen ohne alle vorgängige Kognition erlassenen Zahlungs- 
eingeleitet, dessen Inhalt vollstreckt und endlich rechts- 
l wird, wenn nicht der Betriebene dagegen Rechtsvor- 
oder innert Jahresfrist nach geleisteter Zahlung Rttck- 
ungsklage erhebt (Art. 69 ff. des zit. Gesetzes). Erfolgt 
svorschlag gegen den Zahlungsbefehl, so wird dadurch der 



Gläubiger regelmässig mit seinem Anspruch auf den Weg des 
ordentlichen Prozesses gewiesen. 

Diese Eigentümlichkeit war in ihren Grundzügen überein- 
stimmendes Hecht der schweizerischen Kantone (ausgenommen 
die Gebiete mit französischem Recht). Schon dem ersten Be- 
arbeiter schweizerischen Betreibungsrechts sind die Vorzüge 
dieses auf den ersten Blick unvollkommen und namentlich 
für den Betriebenen gefährlich erscheinenden Institutes auf- 
gefallen 1 . Die seitherige Entwicklung hat dies Urteil vollauf 
bestätigt. 

Nun findet sich aber der Gedanke der Rechtsfeststellung 
ohne vorgängige Kognition in den rein demokratischen Kan- 
tonen der Schweiz nicht nur angewendet auf die Betreibung, 
also wo es sich um Durchsetzung bestimmter Geldansprüche 
handelt, sondern auf das ganze Gebiet des Zivilprozesses. Nicht 
nur über Bestehen oder Nichtbestehen einer Geldschuld wird 
entschieden, je nachdem sich der Schuldner der Vollstreckung 
unterwirft oder nicht, sondern z. B. auch das Nichtbestehen 
einer Servitutberechtigung angenommen, wenn der Ansprecher 
sich einem gegnerischen Verbot, den Weg zu benützen, fügt. 
Die Urkunde, die dem Gegner den geltend gemachten Rechts- 
anspruch zur Kenntnis bringt und deren Inhalt unter Umständen 
Rechtskraft erlangen kann, heisst in der Mehrzahl der kan- 
tonalen Gesetzgebungen Rechtsbot, woraus sich der Titel dieser 
Arbeit erklärt. Indessen kommen auch andere Bezeichnungen 
dafür vor: Rechtbot, Amtsbot, Verbot, Rechtsverbot, Aufrecht- 
Wehren 8 . Umgekehrt findet sich die gleiche Bezeichnung auch 
für andere als die hier speziell betrachteten Institute, nament- 
lich häufig als Name der kantonalen Vorläufer des eidgenössi- 
schen Zahlungsbefehls oder ganz allgemein für „Ladung". So 
werden nicht alle Institute, die gelegentlich Rechtsbot heissen, 
zur Behandlung kommen, andererseits aber ohne Rücksicht auf 
abweichenden Namen alles dasjenige dargestellt werden, was 
den Gedanken der Rechtsfeststellung ohne Kognition ausserhalb 
der Betreibung verwirklicht oder mit ihm zusammenhängt. 



1 Vgl. Friedr. v. Wyss : Die Schuldbetreibung nach schweizerischen Rech- 
ten. Zeitschr. f. schw. Recht. Alte Folge Bd. VII, S. 3, 4. — 8 Der letzte 
Ausdruck im Landbuch von Küsnacht vom 13. Febr. 1769. Siehe Eothing : 
Rechtsquellen der Bezirke des Kantons Schwyz. 1853. S. 290. 



e Reehtsbote in dem eben entwickelten Sinne ver- 
ich nnsern Grundgedanken ganz. Vielmehr finden 
einzelnen Kantonen und Zeitperioden Reehtsbote, 
Zwecken dienen und erst den Keim zur Entwick- 
Prinzipes enthalten. Sie bilden als Vorläufer der 
Rechtsbote Gegenstand unserer Darstellung. Aber 
ihtsbote mit Rechtskraftwirkung weisen daneben 
akteristisches auf, so dass auf langen Strecken 
von unserem Grundprinzipe keine Rede sein wird, 
ien wir es immer wieder als einheitlichen Gesichts- 
rdnung der mannigfaltigen Rechtsbotformen ver- 
i diesem methodischen Grunde war es notwendig, 
Eingang unserer Arbeit zn gewinnen. 
lir bekannt ist, beschäftigt sich bloss eine einzige 
nit dem Rechtsbot: Blumers Rechts- und Staats- 
ir schweizerischen Demokratien '. Es ist begreif- 
der umfangreichen Aufgabe dieses grossen Werkes 
enden Besonderheit im Zivilverfahren nicht viel 
i konnte, so dass schon aus diesem Grunde eine 
earbeitung gerechtfertigt werden kann*. Dazu 
die Darstellung des Rechtsbotes wie das ganze 
Jntergang der alten Eidgenossenschaft ihren Ab- 
, zu einer Zeit, da das Rechtsbot erst in einem 
-on das Rechtsprinzip erreicht hat, in dem wir das 
iehe des heutigen Institutes sehen. Blumer be- 
im das Rechtsbot gemäss dem Stand seiner da- 
dldung nur als eine eigentümliche „Art der Ein- 
Prozesses". Indem wir nun von dem geltenden 
hen und alles Historische nur mit Rücksicht hierauf 
eten auch die schon behandelten Rechtsbote in 
tung. 

id. I, 8. 545. Bd. II, 2 S. 242, 243, 250. — * Vgl. Blnmera 
Abt. des II. Bandes. 



Erste Abteilung. 



Das Rechtsbot 
in den Kantonen Uri, Schwyz, Unterwaiden und 

Glarus. 

Die Rechtsbote der genannten Kantone zeigen überein- 
stimmend eine Eigenschaft, auf Grund deren wir sie zu einer 
Gruppe zusammenfassen und den Rechtsboten in den Kantonen 
Appenzell und St. Gallen gegenüberstellen : sie haben stets die 
äussere Form von Verboten, es gilt für sie der Satz, den die 
drei Zivilprozess-Ordnungen, die im Laufe des 19. Jahrhunderts 
im Kanton Glarus ergangen sind, unverändert wiederholen: 
„Das Rechtsbot kann nur verbieten, nicht gebieten". 

I. Kapitel. 

Die alten LandMcher. 

I. Die Quellen. 

Das Rechtsbot reicht in unsern Ländern weit zurück : schon 
die ältesten uns erhaltenen Rechtsquellen grösseren Stiles, die 
alten Landbücher aus dem 15. und 16. Jahrhundert, kennen ein 
Institut dieses Namens. Die Gestalt dieser Rechtsquellen macht 
es jedoch unmöglich, genau festzustellen, wie das Rechtsbot in 
jedem einzelnen der Länder ausgesehen haben mag und die ver- 
schiedenen Arten dann miteinander zu vergleichen. Denn die 
alten Landbücher sind keine erschöpfenden Kodifikationen, die 
auch dem Nicht-Zeitgenossen ein deutliches Bild der herrschenden 
Verhältnisse bieten könnten. Sie sind dem Bedürfnis ihrer Zeit 



tzen darum, was fest im Volke wurzelte und 
nterlag, als bekannt voraus. So sind denn 
ungeu Über die Rechtsbote iu deu einzelnen 

lückenhaft. Da aber bei der grossen politi- 
ellen Ähnlichkeit der Länder sich auch die 

ganzen übereinstimmend entwickelt hat, so 
rch Zusammenstellung der in den Landbüchern 
tmungen ein in den Hauptzügen getreues Bild 
>tes zu gewinnen, wenn auch in den einzelnen 
e Unterschiede bestehen mochten',*. 

r materielle Inhalt der Verbote. 

t ist eine prozessuale Form, die ihren Inhalt 
geltenden materiellen Recht empfängt. Für 
;r tatsächlichen Bedeutung des Institutes und 
iches Verständnis ist es unerlässlich, festzu- 
ie Gebiete des zeitgenössischen Privatrechts 
1 Bedeutung ist. So wird unsere Arbeit vom 



lücher sind mit historischen Einleitungen versehen ab- 
schritt für Schweiz. Recht, alt« Folge. (Im folgenden 
■ Es sei hier darauf hingewiesen, dass rechtskräftige 
rgängige Kognition, mithin unseren Bechtshoten ver- 
fielen Gebieten und verschiedenen Zeiten germanischen 
Das heutige deutsche Mahnv er fahren, das gemeinrecht- 
clausula, entstammen germanischen Ideen. (Siehe hier- 
[annverfahren. 1891.) 

las fränkische König srecht ein auf demselben Prinzips 
indiculi commonitorii. Dies sind auf Grund einseitiger 
Stellung an den Beklagten gerichtete königliche Be- 
g zu genügen oder sich mit dem Kläger an einem be- 
lestreitung vor dem Königsgerichte einzufinden. (Bei- 
. a. 0. S. 5.) Da liegt die Frage nahe, ob vielleicht 
. und unsern Rechtsboten ein direkter historischer Zu- 
Ich kann sie nicht sicher beantworten. Jedenfalls 
endlichen Beweis für diese Herkunft der Rechtsbote. 
rlich zu erbringen sein. Doch scheint es mir für das 
;abote nicht notig, diesen Zusammenhang als Hypothese 
neinsame germanische Stammes Verwandtschaft vermag 
ren, dass auch bei selbständiger Entwicklung ahnliche 
rebildet haben. 
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Inhalt der Verbote nicht absehen, aber selbstverständlich nirgends 
auf Einzelfragen des materiellen Rechtes eingehen. 

In den Quellen wird das Rechtsbot regelmässig mit den 
Worten umschrieben: „wenn einer dem andern etwas verbieten 
will". Was aber dieses „etwas" im einzelnen sein konnte, war 
nicht durch Gesetz geregelt. Darüber entschied das Bedürfnis 
des Lebens und die Brauchbarkeit des Rechtsbots. Inwieweit 
Rechtsbote tatsächlich in Übung waren, könnten wir gar nicht 
feststellen, wenn nicht die Landbücher selber oft konkrete Bei- 
spiele lieferten. Darnach trennen wir drei Kategorien von Rechts- 
boten, die später verschiedene Schicksale hatten. 

Die erste dieser Gruppen hängt mit dem heute aus dem 
Leben völlig verschwundenen Institut des Friedgebotes zu- 
sammen. Bei Ausbruch von Tätlichkeiten hatte jeder Unbe- 
teiligte die Pflicht, den Kämpfenden Frieden zu bieten. Die 
Streitenden hatten bei Strafe zu gehorchen und sich jeder wei- 
teren Eigenmacht zu enthalten. Die so zur Ruhe gebrachten 
Parteien standen miteinander „in friden". Wer „über friden" 
den andern beschimpfte, schlug etc., erlitt nicht die gewöhn- 
liche Busse, sondern die Strafe des Friedbruchs 1 . Die gleiche 
Strafe trat in Nidwaiden ein, wenn „Einer Eim jn sin hus gyeng 
über friden und unn Erlouptt von dem mitt dem är in friden 
kon ist". * In Uri und Glarus trat diese Rechtsfolge aber nicht 
schon mit der blossen Tatsache des Friedgebotes und nachherigem 
Betreten des Hauses ein, sondern erst wenn eine Partei der 
andern das Haus ausdrücklich verboten hatte 3 . Dieses Verbot 
ist das Rechtsbot unserer ersten Kategorie. Wir werden später 
auf dieses Rechtsbot nicht mehr zurückkommen. 



1 Genaueres bei Blumer : Staats- und Rechtsgeschichte JJder Schweiz. 
Demokratien. — * Landbuch von Nidwaiden, Ztschr. VI S. 163. — 3 So be- 
stimmt das Landb. von Uri, Ztschr. XI S. 25: „Wier sindt mit einanderen 
ubereinkhommen, welcher mit dem annderen inn friden kombt, unnd derselbig 
eintweder oder jettweder, dem annderen sin guoth, zinß, huß oder winckhell 
verpütet mit erlouptnuß einer oberkeitt, unnd dann einer dem annderen über 
sollich verpott, darin allso fräffentlich gienge, der soll denn friden gebrochen 
haben, unnd mag inna darum dem seckellmeister leiden, doch so soll kheinner 
nüt thättliches annfahen, dan welcher darüber mit einem ettwaß thättliches 
annfienge, der soll den fridenn ouch gebrochenn habenn, unnd so aber einer 
dem anndern sin huß oder winckhell verhütte, die nit mit einandern in 
fridenn sindt und dann derselbig darin giennge, unnd dz khundtlich wurde, 
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Viel wichtiger sind die Rechtsbote der folgenden Kategorie. 
Es handelt sich hier um Massnahmen zur Sicherung der Be- 
treibung, in ihren Zielen den heutigen Arresten vergleichbar. 
Während aber heute Arreste nur unter eng umschriebenen Vor- 
aussetzungen zulässig sind, ergingen solche Rechtsbote ent- 
sprechend der Gebundenheit des damaligen Verkehres viel häu- 
figer. Die Betreibung erfolgte durch Pfändung schuldnerischer 
Aktiven, die nach Ablauf einer Auslösungsfrist dem Gläubiger 
zugeschlagen oder vergantet wurden. (Letzteres namentlich bei 
Immobilien gebräuchlich). Wenn nun dem Schuldner Vermögens- 
stücke gehörten, die sich zur Zeit der Betreibung in Händen 
eines Dritten befanden, so verbot der Gläubiger durch Rechtsbqt 
dem Dritten die Herausgabe an den Betriebenen. Dies ist das 
Rechtsbot unserer zweiten Gruppe. 

So erging, wenn der Schuldner seinerseits eine Forderung 
an einen Dritten hatte, an diesen Schuldner das Verbot, seinem 
Gläubiger zu zahlen. Dies ist der Sinn folgender urnerischen 
Bestimmnng: „Wo aber sach were, dz einer einen hinder einem 
verputte unnd der hinder einem verpotten ist, den, so verpotten 
ist, liesse fahren, alls dann soll der hinder, dem einer verpotten 
ist, danne des Schuldner sin, der das verpott gethann hatt" '. 
Häufig waren solche Vorbote auf Lohnforderungen von Knechten 
und Mägden. Gegen Fremde Hessen sich solche Rechtsbote be- 
sonders leicht erwirken, da man bei der Schwierigkeit der 
Rechtsverfolgung in einem fremden Territorium sich an fremdes 
Vermögen hielt, wo man es gerade fand *. Ein weiteres Beispiel 
ist das Verbot von „Husplunder" bei Nichtzahlung des Miet- 
zinses 3 . 



der soll dem landt so offt einer dz übersieht fünnff gl zebuoß verfaüen sin. a 
(Dieser letzte Absatz ist ein Beispiel für unsere dritte Recht sbot-Gruppe.) 
Ähnlich Glarus, Ztschr. V S. 136 : „Item welän eim In sin huß gatt, mitt dem 
er In frid statt unnd er es im verbotten hatt, und das übersieht und nitt 
haltt, derselb ist fridbräch." 

1 Landb. von Uri, Ztschr. XI S. 36. Ebenso Obwalden, Ztschr. VIII 
S. 77: „Wytter so einer were, der nit wol zuo bezalen hett und ettwan 
schulden oder lydlon hette (nämlich ausstehen), mag einer jme um eine 
gychtige Schuld wol verbietten a . Ähnlich Ursern, Ztschr. XII S. 15 und 
Engelberg, Ztschr. VII S. 43. — 2 Landb. der March vom 26. April 1756, 
Kothing, Rechtsquellen der Bezirke des Kantons Schwyz. 1853. S. 136. — 
3 Uri, Ztschr. XI S. 99. 
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Aus diesen Rechtsboten sind im Lauf der Jahrhunderte die 
modernen Arrestbestimmungen der Kantone hervorgegangen. 
An Stelle der „Verbote" traten „Sequester" oder „Arreste". 
So im Landbuch von Uri von 1823, Art. 145 : „Es soll in hiesigem 
Kanton Niemand ein Verboth tun oder etwas mit Sequester 
belegen mögen". Trotzdem blieb der Zusammenhang mit den 
Rechtsboten der andern Arten namentlich in Glarus deutlich 
erhalten. Das eidgenössische Schuldbetreibungsgesetz hat alle 
kantonalen arrestähnlichen Institute aufgehoben. 

Die dritte Gruppe von Rechtsboten betrifft die Rechtsver- 
hältnisse an Grundstücken und das Nachbarrecht. Hier, wo es 
sich um die Regelung der sinnenfälligsten, durch die gering- 
fügigste vermeintlich unerlaubte Handlung sofort in Frage ge- 
stellten Rechtsbeziehungen handelt, dazu unter einer kleinbäuer- 
lichen Bevölkerung, ist das eigentliche Gebiet für das Rechtsbot, 
das alle durch irgend ein Verbot geltend zu machenden Rechts- 
ansprüche in sich aufnehmen kann. Und nicht nur das Bestehen 
einer Rechtsame kann durch Rechtsbot bestritten werden, sondern 
auch die Ausübung eines zugestandenen Rechts bis ins Einzelste 
hinein auf dem Wege des Rechtsbotes geregelt werden '. 

Diese Rechtsbotgruppe, die heute allein noch bedeutsame, 
wird uns im folgenden fast ausschliessich beschäftigen. 

3. Der Erlass der Rechtsbote. 

Ich glaube, dass ursprünglich alle Rechtsbote ohne Mit- 
wirkung einer obrigkeitlichen Person zu stände kamen. Einen 



1 Vgl. dazu etwa folgende Beispiele: Altes Landb. der March, Ztschr. II 
S. 36 : „Item wer ouch sach, das jemant dem anderen nber sine gütter ftiry, 
da stillent die lütt ein mitliden mit einannder haben. Es soll ouch niemantt 
dem andern das sin zu vast verwüstenn mit menen (Holz transportieren); 
wery aber sach dz jemand dem anderen das sin zu vast weit verwüsten mit 
menen, so möcht einer es eim uff recht verbietten über dz sin zu faren, 
wa nit recht weg weren, unnd söl einer den nit witter geschädiget werden, 
bis an ein recht. a — Altes Landb. von Schwyz, herausgeg. von Kothing, 
S. 173 : „WelÜcher in unserm Lanndt Buwen wil, das der uff dem einen wol 
buwen mög, wie einer vermeint allerbest sin Fug sin. Ob aber einer, so 
an Inn stosst, vermeinen, das Inn diser verbuwen oder überbuwen well, So 
mag er Im den Buw wol werren untz an ein Recht. Unnd so das Recht 
darüber gehalten, was dann mit urteil erkent, daby sol es allsdann Beliben." 
(Aus dem Jahr 1543.) 



«n Beweis hiefiir enthält allerdings nur ein Rechtsbot, 
iit dem Friedgebot im Zusammenhang steht. Altes Land- 
von Glarus (Ztschr. V S. 181): „Mitt was wortten einer 
in Hus uf frid möge verblitten. Item welcher zu eim sagte, 
lern er in Frid statt, gang mir nitt in min Huss, blib mir 
1, Ich wil dinen nitt im Huss, du sollt mir nitt in das Huss 
ider was einer solcher gestalt zu eim sagte, mitt dem er 
id stünde, das alles und jedes besunders sol und wirt ver- 
sn werden im artikel des Fridpruch, als wan einer sagte, 
srbüt dir min Hnss". Auf diese Art, mündlich, wurden 
alle Rechtsbote ausgerichtet, entweder durch den Rechts- 
jer selbst oder einen Nachbar. Als Beweis hiefür mag 
lalogie mit der Pfändung dienen, die noch lange ausser- 
tlich vor sich ging. (Wir werden noch oft sehen, wie 
h das Rechtsbot dem die Pfändung einleitenden Akt ist.) 
techtsbot ergeht ferner auch zur Zeit, da amtliche Be- 
mg schon längst nötig geworden war, immer im Namen 
echtsbot-Begehrenden, nicht in dem der Behörde '. Aueh 
*en häufig wiederkehrende Bestimmungen der alten Land- 
:, dass man vor Erlass von Rechtsboten obrigkeitliche 
migung einholen müsse und bei Unterlassung betraft 
*, dass sich die Einholung der Erlaubnis nur mit Mühe 
ietzte. Endlich sieht eine Bestimmung aus dem Jahr 1478 
stfifts ausnahmsweise Rechtsboterlass ohne amtliche Be- 
nig noch vor. „Wer der ist, der dem andern ütt verbietten 
las soll einer tun mit dem weibel oder mit des lands 
in, mag er in han, oder mit eim lantman, ob er die 
imal nit han mag" 3 . 



och bis tief ins 19. Jahrhundert hinein war in Glarus die Formel 
„In Kraft dem von hoher Behörde erlangten Gewalt, verbietet R. G. 
des Rechtsbotgebers) dem R. E. (Recht Bboterapfanger)". — 'Land- 
er Marck vom 36. April 1756. Kothing, Rechtsquellen der Bezirke 
itons Schwyz, S. 136: „Item ist unser Landtrecht, das keiner dem 
gewaldt habe etwas auff recht zu verbieten, er habe dann von be- 
Oberen die Erlaubnufi erhalten, undt daß bei drey pfundt Bnoß." 
Landb. von Küsnacht vom 13. Febr. 1769. Kothing, Rechtaquellen 
irke des Kantons Schwyz, S. 290. — " Ältestes Landb. von Obwalden, 
VTO S, 13. Spätere Redaktionen des gleichen Landbnches (aus den 
1635 und 1792, siehe Schnell, Einleitung Ztschr. VIII) enthalten statt 
a abgedruckten Stelle: „daß soll er thnen durch den weybell oder 



15 

Die Behörde, die Erlaubms erteilt, ist regelmässig der 
Landammann oder sein Stellvertreter. Daneben hat öfter der 
Weibel ein selbständiges Bewilligungsrecht ! . Endlich wird auch 
an einigen Orten der Rat genannt. (Uri, Ztschr. XI, S. 36, 
Küsnacht, Köthing S. 290). 

Im Laufe der folgenden Jahrhunderte wurde überall der 
Landammann die einzige bewilligende Stelle. Im 19. Jahr- 
hundert musste er infolge der Trennung der Gewalten und 
der Erkenntnis, dass das Rechtsbot ein jurisdiktioneller Akt 
sei, seine Kompetenz fast überall an die Zivilgerichtspräsi- 
denten abtreten. 

4. Die Rechtswirkungen der Rechtsbote. 

Allen Rechtsboten charakteristisch ist, dass der Empfänger 
ihnen gehorchen muss, auch wenn er durch das Verbot offen- 
kundig in alten Rechten verletzt wäre. Jede Übertretuug macht 
ihn straffällig und verpflichtet ihn zum Schadenersatz*. Die 
Strafe ist Busse, von welcher der Leider (Angeber) einen Teil 
erhält. Von der Regel, dass der Rechtbotempfänger dem Rechts- 
bot bei Strafe nachzuleben verpflichtet ist, findet sich in einer 
schwyzerischen Bestimmung vom 20. Januar 1431 eine einzige 
merkwürdige Ausnahme. „Were, dz Jeman, wer der were, in 
„unserm land dem andern über sine ligenden gütter wege uff legen 
„wölte, da aber si nüt von rechtes wegen hin sölten gän und 
„öch also nüt von alter har komen weren dz der selb meinde 
„und getrüwete, des die güeter sind, oder sust Inne hatt, dz 



einen landtmann, mit erloubtnuss des landtamans, und wan er nit in landt, 
des Statthalters". Ztschr. VIII S. 13. Damit ist auch die letzte Art Rechts- 
bot ohne amtliche Bewilligung aufgehoben. 

1 Altes Talbuch von Engelberg (Ztschr. VII S. 42). Altes Landb. von 
Nidwaiden, Ztschr. VI S. 127. Ursern, Ztschr. XII S. 58. — * Landb. von 
Uri, Ztschr. XI S. 37: „ Welcher einem ein guoth oder mattenn verhüttet, 
unnd einer über solches verpott dardurch füere, der soll umb ftinff gülden 
zebuoß gefallen sin, alls dickh dz beschichte Ebenda S. 71: „Wo einem 
geiß gehenndt in sin eigen berg oder boden, über dz einem verbotten ist, 
da soll der des die geiß sinndt, dem seckellmeister von jedem houpt ftinff 
schillig geben unnd den schaden abthragen, waß die geissen geschediget 
haben ; unndt mögendt sy umb den schaden nit eins werden, so soll ein recht 
dorumb walten. a Ähnliche Bestimmungen noch häufig. 



elbs kein weg über sölte gan, der mag im wol den weg 
bieten, dz er jm nüt darüber gange noch fare untz nff recht, 
er es gerne tuot. Were aber, dz derselb, der da raeinde, 
sölte und möchte da wol varen von rechtes wegen und 
■e öeh also von alter har komen, dz daselbs ein weg Über 
e gan, es were denn ein wintter- oder ein sumer weg, der 
chte daselbs öch wol varen untz uff recht, nnd 
Iren denne dächte, dz der ander an im Über tette, der möchte 

denne dz recht von dem andren nemen. Und uff wedren 
ne kuntlichen wurde, dz der ander an im also über tan nnd 
r varen hette, der sol denne an alle genade ze rechter pen 

buoss fünff pfund pfeningen verfallen sin ze geben einem 
idamman ein pfund, und den Lantlüten ein pfund, und dem 
jer, sinem Widersacher drü pfund Pfenningen und sol den 
■eil einung ein Landamman fürderlichen inziehen nnd uss- 
ten ze glicher wise, als hievor geschriben statt, bi sinem 
e. Und sol der Sächer denne dem kleger sinen schaden ab- 
m und bekeren, als denne billich und recht ist, den er jm 
nit getan hatt". (Kothing, Landbuch von Schwyz. Nachtrag 
'8.) Darnach konnte also der Rechtsbotempfänger, der auf 
m Recht beharrte, dies ruhig weiter ausüben, und den 
tboterlasser zum Prozesse treiben. Erst wenn dieser obge- 

hatte, trat die Bestrafung ein. Aber auf diesem Boden 
nn das Institut keine Zukunft. Zwar ist die mitgeteilte 
mmung mit einigen redaktionellen Abänderungen in das 
buch von Schwyz aufgenommen (Kothing, S. 133, 134), aber 
späterer Hand mit der Bemerkung versehen worden : „Diser 
eil hievor geschriben ist yetz nit im brach". Die sofortige 
Sichtung zum Gehorsam ist somit ein unerlässliches Requisit 
ilten Rechtsbots. 

Jegen ein ergangenes Rechtsbot gibt es kein anderes Hilfs- 
1 als Klage auf gerichtliche „Öffnung" desselben 1 . Wer 
techtsbot erlässt, verweist dadurch den Angegriffenen mit 
n Ansprüchen auf den Rechtsweg; er bietet ihm Recht, 
heisst Rechtstag, Prozess. Daher der Name Rechtsbot. 

sich also an jedes ergangene Rechtsbot möglicherweise 



Landb. von Nidwaiden, Ztuchr. VI S. 159: „nnnd wen Ein verbodt so 
verbod gestan So Lang bys Es mit nrtbel antschlagen wir dt". Ahn- 
wem 1710, Ztschr. XII S, 58: 



17 

ein Prozess anschliesst, ist das Rechtsbot eine Art Prozess- 
Einleitung. Es geht jedoch aus unsern Quellen nicht hervor, 
in welcher Weise das Rechtsbot auf den sich anschliessenden 
Prozess einwirkt. 

Die strikte Geltung des Verbotes bis zum nächsten Gerichts- 
tag (es konnte längere Zeit gehen, da ordentliche Gerichte sich 
nur wenige Mal im Jahr versammelten, siehe Blumer IL 2, 
S. 238 u. a.) konnte den Verbotenen schwer schädigen. Darum 
enthalten schon die Landbücher häufig Schutzbestimmungen 
zu gunsten des Angegriffenen. Einmal begründete Rechtsbot- 
anlage für den Angreifer die Verpflichtung zu sofortiger Ant- 
wort im Rechten. Dass das Verbot seine Geltung verlor, wenn 
der Rechtbotgeber nicht erschien, ist allerdings nur an einer 
Stelle bezeugt, galt aber jedenfalls allgemein '. Wichtiger war 
die Strafdrohung für den Fall, dass sich im Prozesse über 
das bestrittene Rechtsverhältnis das Rechtsbot als ungerecht- 
fertigt erwies. Wer zu Unrecht verboten hatte, verfiel in 
die gleiche Strafe wie der Übertreter eines Rechtsbotes 2 . 
Dabei wurde nicht untersucht, ob die Rechtsbotanlage im 
gegebenen Fall unberechtigt und schuldhaft war. Die Tat- 
sache des Prozessverlustes genügte, um die Strafe eintreten 
zu lassen. 

Was geschieht aber, wenn der Rechtsbotempfänger sich 
nicht gegen das Rechtsbot zur Wehre setzt ? Anerkennt er da- 
durch die gegnerische Rechtsbehauptung? Damit kehren wir 
endlich zu dem in der Einleitung entwickelten Prinzip zurück: 
gibt es Rechtskraft ohne Prozess? 



1 Landb. von Uri, Ztschr. XI S. 36: „Wo aber sach were, dz einer ein 
verpott thätte . . . unnd einer daß verpott nit haltet unnd ime ouch nit ohne 
verzog angentz eines rechten ist, allso dickh dz beschicht, allso soll einer 
zwen guldin zebuoß gefallen sin. — Wo aber einer ein verpott thut unnd 
dan dem, den er verbottenn hett, nit angentz so er dz begertt eines rechten 
ist, unnd ime dz recht gefährlich Verzuge, dz einer sich klagen müeßte, so 
soll man ime das verbott wider nachlassen." Altes Talbuch von Engelberg, 
Ztschr. VII S. 43 : „Und wer dem andern verbüt, der sol dem, den er ver- 
bott en hat, angentz zum rechten ston on verziechen." — * Landb. von Nid- 
walden (Ztschr. VI S. 127) : „ . . . und wäre dz Einer den anderen ze unrecht 
verbtitty und Sich das mit recht Erfundy der soll umb die Büß geuallen Sin 
als das vorstat. Ebenda S. 151 : „war nu für hin Ein verbott unrächt tätty 
old Einer Ein verbott nit hyellty oder Einer ze unrächt pfanntty Oder ob 
Einer Pfand wartty und sich diser ob gemältter stucke uff grycht erfundy 
Fritzsche, Das Rechtsbot. 2 
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Wir scheiden zunächst die Rechtsbote aus, die mit der 
Betreibung im Zusammenhang stehen. Wenn dieses Rechtsbot 
nicht angefochten wird, nimmt die Betreibung ihren Fortgang 
und kann zu endgültiger Regelung führen, ähnlich wie sie im 
heutigen Schuldbetreibungsgesetz sich findet (siehe Einleitung). 
Aber diese Art Rechtskraftwirkung" liegt ausserhalb unseres 
Themas. 

Die Frage, ob das Rechtsbot rechtskräftig werde, bleibt 
also einzig für die Verbote unserer dritten Kategorie (Grund- 
stücke etc.) aufrecht. 

Die Quellen geben wenig Auskunft über die Wirkungen 
eines nicht angefochtenen Rechtsbots. Sie erklären das Rechts- 
bot nicht für wirkungslos, wenn es nicht angefochten wird, 
ebensowenig aber enthalten sie eine Bestimmung, dass nach 
Ablauf einer bestimmten Frist nicht mehr dagegen aufgetreten 
werden könne. Faktisch mochte NichtWiderspruch zum Rechts- 
verlust führen : der Angegriffene gehorchte und der dem Rechts- 
bot entsprechende Zustand wurde zum Recht. Aber der Rechts- 
botgeber erwarb keinen formellen Rechtstitel, gestützt auf die 
Unterlassung des Widerspruchs: es fehlte ja ursprünglich auch 
eine Urkunde über das Rechtsbot. 

Indessen bedurfte die Frage doch einer grundsätzlichen 
Lösung, die in verschiedenem Sinne erfolgte. So wurde 1686 
in Obwalden erkannt : „Dass die Rüef und Verbott fürhin währen 
und gelten sollen, bis die Gerichte ausgahnd so aber Gefahr 
mitlaufen mögte, soll ein jeweiliger Landamman und die Kirchen- 
räth oder MGH selbsten (?) dem ersten befehlen mögen, mit 
seinen Rechten fürzufahren". f Wenn man darin nicht mit 



dz Einer jren Etlychs nitt gehaltten hätty, so sol alwägen dye drü Üb. be- 
zogen sin dye den Landlütten ghörrend wye dz Rächbuch vordar um jn had tt . 
(Die Analogie mit der Pfändung ist hier bemerkenswert.) Landb. von Ob- 
walden, Ztschr. VIII S. 14 : „wer verbotten wirt, der sol dem verkünden 
der im verbotten hat, das er im zum rechten stand, und das sol für der lieh 
geschehen, ist's denn sach das eyner oder eyne ein oder wer der ist ze 
unrecht verbotten hat und sich des findt, so sol der der ein zu unrecht ver- 
botten hat, dem der recht gewünt allen sinen costen und schaden ablegen 
in den er des verbiettens komen ist. Welcher dem andern verbütt das sin 
zu unrecht, der ist eim amman und den landlütten verfallen um ein büß 
xxx plaphart". 

1 Ztschr. VIII S. 18. 
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Sicherheit die Bestimmung finden will, dass der Schluss des 
nächstfolgenden ordentlichen Gerichtes dem Rechtsbot formal 
seine Kraft nehme, so spricht der Schlußsatz doch deutlich 
genug dafür, dass man die durch Rechtsbot geschaffene Lage 
beseitigen will und dem Rechtsbot also die Fähigkeit abspricht, 
selbst für die Zukunft Recht zu schaffen. 

Anders Nidwalden: „Item im fünfzächenhundertsächsund- 
sächzigisten Jar ist gemerett an einer gmeind an der A das Nun- 
fürhin Ein verpott nit Länger in Creften solle pliben dan Jar 
und tag Old man Richte den Brieff und sigel darum uff. " ! Aus 
dem Wortlaut dieser Bestimmung ergibt sich, dass bisher über 
die Wirkung eines nicht widersprochenen Rechtsbotes Unsicherheit 
bestanden hatte. Das Gesetz sieht nun als normale Folge den 
Untergang des Rechtsbotes binnen Jahresfrist vor. Daneben 
verschafft es jedoch die Möglichkeit, dem Verbot für alle Zu- 
kunft Dauer zu geben. Wer sich eine öffentliche Urkunde, Brief 
und Siegel, darüber ausstellen liess, erwarb sich einen unanfecht- 
baren Titel, der den dem Rechtsbot entsprechenden Zustand für 
alle Zeiten zum Recht machte, wie ein in Sache ergangenes 
Urteil. (Genaueres über Brief und Siegel siehe im Kapitel II 
dieser Abteilung unserer Arbeit). 

Wir sehen also in diesem einen Fall unseren Grundgedanken : 
Rechtskraft ohne Kognition verwirklicht. 

Im übrigen enthalten die Landbücher keinen Beweis für 
so weitgehende Wirkung der Rechtsbote. Das alte Rechtsbot 
diente andern Zwecken: Soweit es nicht für Arrestmassregeln 
in Betracht kam, regelte es den Besitzstand bis zum Erlass 
eines Urteils und verhinderte eigenmächtige, den Frieden störende 
Handlungen. Daraus erklärt sich, dass einem Rechtsbot ohne 
alle Rücksicht auf seine Berechtigung bei Strafe gehorcht werden 
musste. Diese rein formale, oft hart treffende Bestimmung schnitt 
jede Möglichkeit aussergerichtlicher Streitigkeiten ab. Das alte 
Rechtsbot sollte nicht gerichtliche Prüfung er- 
setzen, sondern ermöglichen. 



• Ztschr. VI S. 181. 



n. Kapitel. 

Die Fortbildung des Rechtsbotes in Glarus. 
I. Die beiden Arten von „Rechtboten". Quellen. 

In keinem der vier Länder hat das Recbtsbot im Laufe der 
Igenden Jahrhunderte eine so grosse Bedeutung erlangt und 
s zum heutigen Tag behalten, wie in Glarus. 

Das alte Landsbuch enthält nur eine einzige dürftige Be- 
immung aus dem Jahre 1631, aus der für das glarnerische 
?chtbot noch keine besondere Originalität folgt '. Es gilt viel- 
3hr für das alte Rechtbot die Charakterisierung in unserem 
sten Kapitel. Aber schon 1698 begegnet ein anders geartetes 
ächtbot, das nicht einer bestimmten Person direkt zugestellt, 
ndern durch öffentliche Auskündung jedermann zur Kenntnis 
ibracht wird. Dies Rechtbot gegen Jedermann weist schon 
,mals alle wesentlichen Züge des vollendeten Rechtbotes, auch 
snjenigen der Rechtskraftwirkung, auf. Seither bestehen beide 
rten nebeneinander fort. Sie haben beide viel Gemeinsames, 
ier auch grosse Verschiedenheiten, so dass die ausführlichen 
isetagebungen des 19. Jahrhunderts teils Sätze aufstellen, die 
r beide gemeinsam, teils für jede Art allein gelten. Eine ge- 
uere quellenmässige Kenntnis der Rechtbote ist erst aus der 
sten Hälfte des 19. Jahrhunderts zu gewinnen, da sich von 
iiher her nur drei kurze Bestimmungen über Rechtbote finden 
usser der bereits bekannten von 1631 eine von 1698 und eine 
n 1737, die unten mitgeteilt werden). Das erste gedruckte 
uidsbuch von 1807, namentlich aber die sehr ausführliche Re- 
long der Rechtbote durch die Z.P.O. von 1837, bieten dafür 
welchen Ersatz; denn ganz sicher haben diese Gesetze für 
e Rechtbote verschwindend wenig Neues gebracht. Sie sind 

1 Landab, von Glarus, Ztschr. 6, S. 127: „Uff obbemeltem Ta£ (8. Mai 
)1) Ist ebenmäsaig erkhent, dass wellicher fiirhin einem uff Rächt verbttt, 
ib einer und anderer suchen willen, waB eß Imer wehre, und nützet desto- 
niger dersälbige aolliche!) Rechtpott Übersicht und nit haltet, sol ehr 
oen Gnädigen Herren zu rftchter buoß verfallen ajn, so vil alQ fünft 
indt, und ouch diesälbigeu erlegen Luth dem Artiekcll Im Landtsbuoch." 
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in der Hauptsache Aufzeichnung althergebrachter gewohnheits- 
rechtlicher Bildungen. Solche Institute werden nicht vom Gesetz- 
geber frei erfunden, am wenigsten in der für jeden Fortschritt 
an den Willen Aller gebundenen Demokratie. 

Im Lauf des 19. Jahrhunderts bildet sich das Rechtbot in 
wesentlichen Punkten allmählich um. Das heutige Rechtbot 
sieht ganz anders aus als dasjenige von 1837. Trotzdem gliedert 
sich die folgende Darstellung nicht mehr nach historischen 
Perioden. Gerade weil die Umbildung schrittweise vor sich 
ging, ist kein Moment zu finden, der die scharfe zeitliche Tren- 
nung rechtfertigen könnte. Unsere Darstellung folgt vielmehr 
einer dem dogmatischen Bau des Institutes entnommenen Syste- 
matik und vereinigt darunter die historische Entwicklung und 
das geltende Recht. Hieran mag sich eine zusammenfassende 
Übersicht über die Hauptpunkte des heutigen Rechtbotes an- 
schliessen. 

2. Die gemeinsamen Eigenschaften beider Rechtbot-Ärten. 

a) Äussere Form und tatsächliches Vorkommen der 

Rechtbote. 

Zur Veranschaulichung alles folgenden sei zunächst der Wort- 
laut eines Rechtbots mitgeteilt: 

Rechtbot gegen Jedermann. 

„In Kraft dem von hoher Behörde erlangten Gewalt lässt 
N. N. hiermit Jedermann auf Recht und allen Ernstes ver- 
bieten, zu irgend einer Zeit in seinem eigentümlichen Wald- 
boden auf gelegen, weder zu mähen, zu sichlen, zu 

rupfen, mit Geiss und Schaf oder anderem Vieh darüber zu 
fahren oder darin zu äzen, wie es auf eine widerrechtliche 
und freche Weise schon geschehen ist. 

Vorbehalten : 

1. dem X. Y. sein Tränkrecht laut Kaufbrief vom etc. 

2. u. s. w. 

Weitere und mehrere Rechte sonst Niemand habe. 
Ich werde auf alles Obige eine fleissige und genaue Auf- 
sicht tragen und jeden frechen Übertreter bei kompetenter 
Behörde verklagen wie auch um allen Kosten und Schaden 
belangen." 



;echtbot stammt aus den dreissiger Jahren des vorigen 
■ts, verwendet aber vielfach formelhaft althergebrachte 
l. Die heutigen Rechtbote sind weniger patriarcha- 
;ilistisch ernüchtert, aber in allen wesentlichen Stücken 
. Wichtig für das Rechtbot gegen Jedermann ist seine 
r in das eigentliche Verbot und die Vorbehalte vom 
s ausdrückliche Anerkennung fremder Rechte. 
echtbot gegen eine bestimmte Person (auch Spezial- 
smpfangenes Reehtbot genannt) ist seinem Inhalt nach 
erlicher als das publizierte Rechtbot, aber auch seine 
zeigt stets formelhafte Verwendung der nämlichen 

3chtbote waren früher sehr häufig. So ergingen zum 
i Jahr 1838: 896, im Jahr 1839: 933 Rechtbote. Ans 
erörternden Gründen hat ihre Zahl in neuerer Zeit 
bgenommen (1895: 160, 1896: 146, 1897: 154 u. s.w.). 

setzliehe Bedingungen der Rechtbotanlage. 

P.O. von 1837 enthält eine Umschreibung der Fälle, 
Rechtbote erlassen werden können. § 55: „Wenn 
le Handlung zu Ausübung eines Rechtes unternimmt, 
ein anderer unbefugt, sich selbst aber dadurch be- 
t oder gefährdet glaubt, so kann der Letztere Recht- 
" (Ebenso Z.P.O. 1860 § 51 und Z.P.O. 1895 § 53.) 
iin gefasst diese Bestimmung erscheint, ist sie doch 
chtige Gruppe der unten zu besprechenden Verleg- 
3ng, denn hierbei handelt es sich gar nicht um die 
; eines angemaßten Rechts. Der Gesetzgeber des 
7 sah die verschiedenen Fälle, in denen Rechtbote 
den, vor sich und suchte sie zum erstenmal begriff- 
fassen. Dabei geriet die theoretische Formulierung 
as beeinflusste aber das praktische Leben nicht. Der 
ber die Zulassung oder Verweigerung von Rechtboten 
eden. 

iger als diese positive Umschreibung der Zulässigkeit 
ioten ist, dass die Gesetze für gewisse Fälle Recht- 
ucklich verbieten. So die heutige Z.P.O. durch § 56 : 
>estehenden Gesetzen, sowie zuwider rechtskräftigen 
iiven oder gerichtlichen Verfügungen, von welchen der 
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Gerichtspräsident Kenntnis hat, sollen keine Rechtbote bewilligt 
werden." Die erlassende Stelle hat sonach eine gewisse Prüfung 
des Begehrens vorzunehmen, aber nur bezüglich Tatsachen, die 
den durch Rechtbot geltend gemachten Rechtsanspruch seiner 
Art nach, ganz ohne Rücksicht auf das konkrete in Frage 
stehende Rechtsverhältnis, aus öffentlich-rechtlichen Gründen 
unzulässig erscheinen lassen. Das Prinzip, dass Rechtbot ohne 
materiell-rechtliche Kognition ergeht und eventuell Rechtskraft 
gewinnt, ist somit durchaus festgehalten. Über die Person des 
Rechtbotnehmers bestehen keine besonderen Vorschriften, auch 
Frauen und juristische Personen (häufig namentlich die Ge- 
meinden) können Rechtbote erlassen. Bevormundeten dürfen 
Rechtbote nur mit Zustimmung des Vormundes oder in seiner 
Abwesenheit nur mit derjenigen des Waisenvogts bewilligt 
werden. 

Bewilligung und Ausfertigung der Rechtbote ergeht wie 
folgt : Der Rechtbotbegehrende wendet sich mit seinem Gesuch 
an den Gerichtsschreiber (früher Landschreiber), der es formu- 
liert und dem Zivilgerichtspräsidenten (bis 1895 dem Land- 
ammann) zur Bewilligung unterbreitet. Die Bewilligung erfolgt 
durch einen Vermerk auf dem Begehren. Darauf fertigt der 
Gerichtsschreiber das Rechtbot aus und protokolliert es*. Die 
Ausfertigung wird dem Rechtbotnehmer übergeben, der dann die 
für beide Rechtbotarten verschiedene Weiterleitung besorgt. 
Für dringende Fälle kann der Gemeindepräsident ein Rechtbot 
bewilligen, das aber nur 24 Stunden Geltung hat. Wenn der 
Gerichtspräsident über „die formelle Zulässigkeit" eines Recht- 
botes Bedenken trägt, kann er ein solches bis zur nächsten 
Sitzung des Zivilgerichtes bewilligen. Dies „bedingte" Recht- 
bot kann durch den Angegriffenen auf dem Wege einfacher Be- 
schwerde an das Zivilgericht beseitigt werden (also ohne die 
Nötigung zum ordentlichen Prozess). 

Alle Rechtbote, die mit Übergehung dieser Formvorschriften 
erlassen werden, sind kraftlos 2 . 



1 Landsgemeinde-Protokoll 1737. (Archiv Glarus.) „Ist auch ermehret 
worden, dass fürohin zu allen Augenscheinß Urtlen und Rechtbotten, eigne 
Protokolla geführt, und selben fleissig in Verleibt werden sollen." — 2 Für 
den ganzen Abschnitt vgl. Landsb. 1807: § 39; Z.P.O. 1837: §§ 57, 59, 60, 
61; Z.P.O. 1860: §§ 53, 55-57; Z.P.O. 1895: §§ 55, 57-59. 



c) Die Wirkungen der Rechtbote. 

s dem Abschnitt Über die alten Landbiicher kennen wir 
irkungen der Rechtbote: die sofortige Verpflichtung zum 
im bis zu gütlicher oder gerichtlicher Öffnung des Recht- 
die Strafe für allfällige Übertretung und eventuell den 
; der Rechtskraft. Auch das glarnerische Rechtbot hat 
reifache Wirkung. An dieser Stelle kann jedoch nur die 
f des Verbots bis zu gerichtlicher Öffnung behandelt 

e drei Prozessordnungen enthalten den Satz: „Der Em- 
* des Rechtbotes hat sein Vorhaben einzustellen und das 
3t bleibt solange in Kraft, bis es entweder auf dem Wege 
rständigung oder richterlich geöffnet oder aufgehoben 
Hiervon bestehen zwei Ausnahmen : das bedingte Recht- 
en S. 23) und der Fall, dass während der Dauer des 
es durch richterliche Verfügung bei Gefahr im Verzug 
sübung eines mit Rechtbot belegten Rechtes gestattet 
Doch hat der Rechtbotempfänger für allfällig daraus er- 
nden Schaden Sicherheit zu leisten*, 
jedes Rechtbot kann sich also ein Prozess anschliessen 
va an den Zahlungsbefehl des eidgenössischen Schuld- 
mgs- und Konkursgesetzes. Während jedoch hier der 
(sbefehl ohne weitere Bedeutung für den kommenden 
!chen Prozess ist (vom Rechtsöffnungsverfahren sehe ich 
,ngt das Rechtbot mit diesem aufs engste zusammen. 
eit geht formal um das Rechtbot, nicht um das zugrunde 
3 materielle Rechtsverhältnis: das Urteil geht auf Auf- 
Bestätigung, Abänderung des Rechtbotes und entscheidet 
lur indirekt die materielle Rechtsfrage. Die Tatsache, 
jchtbot ergangen ist, regelt ferner für den Prozess die 
ing der Parteirollen. Beide früheren Prozessordnnngen 
en die Bestimmungen: „Beharrt der Empfänger eines 
ites auf seinem Recht, so hat er die Eröffnung des Recht- 
ls Kläger zu betreiben. Auf gleiche Weise hat derjenige, 
ren ein publiziertes Rechtbot Einsprache macht, zur 
machung eines Rechts als Kläger aufzutreten*." Die 

.0. 1837: § 55; 1860; § 51; 1895: § 53. — 'Z.P.O. 1837: § 105, 
;. c; Z.P.O. 1860: § 96, Ziff. 5 litt, b; Z.P.O. 1895, § 106, 4 1».- 
1837: §§ 52, 53; Z.P.O. 1860: §§ 48, 49. 
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jetzt geltende Z.P.O. hat diese Sätze nicht mehr aufgenommen, 
aber die Vorstellung, dass wer ein Rechtbot öffnen will, ordent- 
licherweise Kläger sei, kommt noch in der Bestimmung zum 
Ausdruck : „Wer die gerichtliche Öffnung eines Rechtbotes ver- 
langt, hat seine Klage ... einzuleiten." § 53, Abs. 2. Immer- 
hin werden für die Verteilung der Parteirollen die allgemeinen 
Bestimmungen des Gesetzes, §§ 34 und 35, auch auf den Streit 
um Rechtbote Anwendung finden. Darin ist dem Zivilgericht 
die Entscheidung in zweifelhaften Fällen vorbehalten. Es be- 
steht sonach wenigstens eine entfernte Möglichkeit, den Recht- 
botnehmer Kläger sein zu lassen. 

Bei dieser eingreifenden Bedeutung des Rechtbotes für den 
möglicherweise sich anschliessenden Prozess erhob sich die 
Frage, mit welchem Momente dieser eigentlich beginne 1 . Die 
neue Z.P.O. beantwortete sie im § 43: „der Rechtsstreit ist 
als tatsächlich anhängig zu betrachten, sobald Vermittlungs- 
vorstand oder Rechtbot angelegt . . . ist." Es unterliegt darnach 
keinem Zweifel, dass das Rechtbot selbst Prozess-Einleitung, 
nicht nur eine vom Prozess unabhängige, bloss provisorische 
Massregel ist. Das Rechtbot ist eine Klage, die allerdings nur 
bedingt erfolgt, bedingt durch die die Einlassung erklärende 
„Klage" der Gegenpartei. 

d) Schatzbestimmungen zu Gunsten des unberechtigt 

Angegriffenen. 

Schon in den alten Landbtichern sind uns Bestimmungen 
entgegengetreten, die dem Rechtbotnehmer Nachteile androhen, 
wenn er sich des Rechtbots missbräuchlich bedient. Eigentüm- 
licherweise fehlen in Glarus trotz der grossen Ausdehnung der 
Rechtbote bis zur Z.P.O. von 1860 ähnliche Vorschriften. Nun 
trat ein § 67 in Geltung: „Wenn sich die Zivilgerichte bei 
Öffnung des Rechtbotes davon überzeugen, dass dasselbe ohne 
allen Rechtsgrund und ohne entschuldbare Ursache erteilt 
worden sei, so sollen sie nicht bloss den Rechtbotgeber zum 
vollen Schadenersatze anhalten, sondern ihn auch dem Polizei- 
gerichte überweisen, welches ihn in eine Geldbusse von 10 bis 
100 Franken verfallen wird. 44 2 



1 Siehe Landsgemeinde-Memorial von 1895. — 2 In dem den Entwurf 
der Z.P.O. beleuchtenden Bericht des dreifachen Landrates an die Lands- 



'.P.O. von 1895 sieht von einer polizeilichen Be- 
es Rechtbotgebers wieder ab und bestimmt im § 69: 
Reehtbot ohne Reehtsgrund und ohne entschuldbare 
igelegt hat, ist dem Rechtbotempfänger für allen ihm 
;standenen Schaden haftbar und verantwortlich (vgl. 
des Bundesgesetzes über das Obligationenrecht)." 
iren den Bestimmungen vieler alten Landbücher ge- 
die Tatsache, dass der Rechtbotnehmer den Prozess 
cht mehr, um ihn ersatzpflichtig zu maehen. Es wird 
er Nachweis eines besonderen Verschuldens verlangt, 
jantwortung der Schuldfrage wird immer zu berück- 
sein , dass das Gesetz die Rechtbotanlage in der 
enden Weise gestattet und selbst die Pflicht zu so- 
rehorsam statuiert. Es wird darum nur in besonders 
illen möglich sein, den Rechtbotnehmer zum Schaden- 
irteilen zu können. Regelmässig wird er, trotzdem er 
äe unterlag, nur „von einem ihm zustehenden pro- 
en Recht Gebrauch gemacht haben". (Aus dem nicht 
i Urteil des Bundesgerichtes vom 27. November 1896 
iolche Schadenersatzklage). Der Wert dieser Schütz- 
ten für den Angegriffenen ist darum nicht hoch an- 



Sesondorhciten des Rechtbots gegen Jedermann. 
a) Der materielle Inhalt der Verbote. 

ächtbot gegen Jedermann ist auf die dinglichen Reclits- 
e an Grundstücken beschränkt. Ausdrücklich findet 
llerdings erst im Landsbuch von 1807 ausgesprochen ', 
selbstverständliche Voraussetzung eines gegen die 
eit gerichteten Verbotes sind subjektive Privatrechte, 
lern beliebigen verletzt werden können. Das sind für 
hältnisse Berechtigungen an Grundstücken. Nach dem 
ies § 54 der geltenden Z.P.O.: „Wer eine Liegen- 

emorial 1860) lesen wir r „Das Institut der Rechtbote . . . ist 

md ein ebenso bekanntes als vielfach tu issbrau cht es und über 

wendetes." 

,Wenn aber einer wegen Steg- and Wegsamen und Liegendem 

te verkünden läset. ..." 
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schaft gegen Jedermann vor unberechtigten Handlungen schützen 
will", könnte auch ein bloss Servitutberechtigter das Rechts- 
mittel benutzen. Indessen ist nach ständiger Praxis nur der 
Eigentümer der Liegenschaft zum Erlass des Rechtbotes zuge- 
lassen. Begreiflich; denn er steht mit seinem Rechte der All- 
gemeinheit gegenüber und kann auch dingliche Berechtigungen 
Dritter an seinem Grundstück durch sein Verbot schützen. Aus 
der Tatsache, dass das Rechtbot ganz unabhängig von einer 
bereits erfolgten Störung ergeht, sondern für die Zukunft mög- 
licherweise eintretenden Rechtskränkungen vorbeugen will, er- 
klärt sich der Wortlaut, der alle erdenkbaren Rechtsanmaßungen 
aufzählt, um für alle Fälle gerüstet zu sein. (Siehe das Beispiel 
S. 21.) Durch die Nötigung zur Aufnahme aller wirklich am 
Grundstück bestehenden Rechte Dritter wird das Rechtbot zu 
einer Urkunde, die über die Rechtsverhältnisse eines Grund- 
stückes öffentlich Aufschluss erteilt, ähnlich wie das Blatt eines 
Grundbuches (es fehlen allerdings Pfandrechte). 

b) Die Publikation. 

Das bewilligte Rechtbot (siehe S. 23) wird durch den Recht- 
botnehmer zur Publikation gebracht. Diese erfolgte bis um die 
Mitte des 19. Jahrhunderts durch Verlesung im sonntäglichen 
Gottesdienst. Die Verlesung hatte in der Gemeinde wo das 
Grundstück lag und in allen den Gemeinden zu erfolgen, „aus 
denen Einsprachen, sei es von Gemeinheiten, Gemeindsgenossen 
oder Niedergelassenen erfolgen können". ! Wer nachwies, dass 
ein ihn schädigendes Rechtbot in seiner Gemeinde nicht verlesen 
worden war, trotzdem die Pflicht hierzu bestanden hatte, konnte 
dadurch die ihm nachteiligen Folgen von sich abwenden. Der 
Verleser bescheinigte auf dem Rechtbot die Verlesung und be- 
hielt das Rechtbot acht Tage lang zur Einsicht bei sich. 

Einmalige Publikation genügte zur Herbeiführung der Ge- 
horsamspflicht, dagegen verlangte der Eintritt der Rechtskraft 
dreimalige, mit Zwischenräumen von je vier Monaten erfolgende 
Publikation. 

Die Kirchenpublikation diente auch der Regierung für alle 
ihre Erlasse. Sie wurden jeweilen in einem „Mandate" ge- 



1 Z.P.O. 1837 : § 64. 
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sammelt und in allen Kirchen des Landes verlesen. Unter Um- 
ständen (siehe unten sub Rechtskraftwirkung) mussten Recht- 
bote trotz vorgängiger dreimaliger Verlesung auch noch im 
Mandat erscheinen ! . 

Gegen Mitte des vorigen Jahrhunderts erlitt die Kirchen- 
publikation manche Angriffe wegen Störung der Andacht 2 und 
fiel im Jahr 1847 mit der Einführung eines kantonalen Amts- 
blattes. Dort erscheinen heute die Rechtbote, immer noch in drei, 
innert ktirzestens vier Monaten sich folgenden Publikationen 3 . 

c) Wirkungen des Rechtbotes gegen Jedermann. 

Die Bestrafung des Rechtbotübertreters bietet wenig 
Eigenartiges. Es handelt sich um ein einfaches Polizei-Delikt, 
das heute mit Busse von 2—5 Franken und Schadenersatz ge- 
sühnt wird. So war es von jeher, natürlich unter mancher 
Änderung im Verfahren. Wenn der Rechtbotübertreter das Recht- 
bot auf dem Prozessweg anfechten will oder behauptet, dasselbe 
wegen ungesetzlicher Publikation nicht gekannt zii haben, so 
wird ihm vom Präsidenten des Polizeigerichts eine Frist ge- 
setzt, innerhalb welcher er seine Ansprüche geltend machen 
kann. Bis dahin bleibt das Strafverfahren sistiert 4 . 

Um so interessanter ist dies Rechtbot bezüglich unserer 
Grundfrage, der Rechtskraft Wirkung. Sie besteht nach- 
weisbar seit mehr als 200 Jahren und hat für das ganze Im- 
mobiliarrecht die grösste Bedeutung. 

Am Ende unseres Abschnittes über die alten Landbücher 
(S. 19) haben wir gesehen, dass infolge einer Bestimmung aus 
dem Jahr 1566 dem Rechtbot durch Ausstellung einer öffent- 
lichen Urkunde (Brief und Siegel) in Nidwalden Rechtskraft 
beigelegt werden konnte. Nach glarnerischem Recht wird ein 
3 mal publiziertes, unangefochtenes Rechtbot prinzipiell und 
ohne weiteres rechtskräftig. Doch bestand bis 1860 die Möglich- 
keit, zur besonderen Solennisierung des rechtskräftigen Recht- 
botes sich Brief und Siegel darüber erteilen zu lassen. Diese 



^ür diese Art Publikation siehe Z.P.O. 1837: § 64. — «Siehe Lands- 
gemeinde-Memoriale von 1838, 1839, 1846. — 3 Z.P.O. 1895: § 63. — 4 Vgl. 
Landsb. 1807: § 39; Z.P.O. 1837: §§ 72, 74; Z.P.O. 1860: §§ 64, 66; ZP.O. 
1895: §§ 66, 68. 
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Urkunde verfolgte Beweiszwecke und gab dem Rechtbot prin- 
zipiell keine stärkere Kraft. 

Ein ganz analoges Verhältnis hatte viel früher bei den 
Urteilen bestanden. Der Spruch der Gerichtsversammlung war 
bindend ohne alle Aufzeichnung. Und nur zum Schutze der 
nun gestalteten Eechtsverhältnisse gelangte der Gewinnende an 
den Vorsitzenden mit der Bitte um Gewährung von Brief und 
Siegel 1 . Die Vorzüge der schriftlichen Ausfertigung brachten 
es jedoch mit sich, dass die amtliche Besieglung und Ausferti- 
gung des Urteils obligatorisch wurde, dass man später unter 
„Urteil" eben Brief und Siegel verstand. 

Ähnlich wie der Urteilsspruch und die Urteilsbesieglung 
standen sich bis 1860 das bloss dreimal verlesene und das be- 
siegelte Eechtbot gegenüber, beide mit gleicher Kraft. Während 
aber beim Urteil der erste Akt zurückgetreten war, verschwand 
beim Eechtbot im Jahr 1860 der zweite, die Besieglung. Denn 
die dreimalige, gedruckte Publikation im Amtsblatt sorgte. hin- 
reichend für einen beweiskräftigen Titel. 

Dies ist nun im Einzelnen zu belegen. 

Die beiden ältesten Quellenstellen, die über diese Verhält- 
nisse berichten, lauten sehr ähnlich. 

In einer Eatsverhandlung im Jahr 1698 wurde erkannt: 
„daß man fürderhin wägen Verkündigung der Eächt Pott alle 
Zeit den Gewalt bey dem Herrn Ambtßman alß dem Eegierenden 
Landtammann sollen vorgnommen werden: da dann Er, Hr. 
Landtamman alle Zeit der Ertheillung dessen mit eim Buch- 
staben anregung thun solL und wann dann einer zum dritten 
mahl recht Pott verkünden laßt und indessen Ihme sol- 
ches nit widerfochten wird alß dann föllige Eecht- 
same haben solle, auch um dessen Brieff und Sigel 
nehmen kann, welcher dann ohne weitere Anfechtung vor 



1 Siehe Jahrb. des Histor. Vereins von Glarus, Bd. 3, Urkundensamml. 
S. 263. Der Aussteller der Urteilsurkunde beschreibt den Gang der Ver- 
handlung und schliesst: „Duo das beschach, do batend die vorgenanten ... 
ze ervaren, ob ich inen nit billich min offnen brief darumb geben sölt, sid 
es ouch vor mir mit gricht und urteil beschechen were. Do fraget ich des 
rechten umb uff den eit, ob ich das tuon sölt. Duo geviel mit gesammoter 
urteil, das ich es billich tat, sid es vor mir mit gericht und urteil beschechen 
weri, und si ouch darumb bätend. ft Urkunde vom 22. Juli 1370. Ähnlich 
ebenda Bd. 6, Urkundensamml. S. 459. 



md G-ericht bestermaßen geschirmet werden solle: und 
i Ende dann die rechtpott in höchster Kürze zusammen- 
; und verlesen werden sollen: Man lasse zu Recht ver- 

daß . . . bey abstattung der darauf gesatzten 1 Crone 
läßlicher Büß". ' 
id das Landsbuch von 1807 bestimmt in seinem § 39: 

aber einer zum dritten mal wegen Steg- und Wegsamen 
sgendem gleichlautende Rechtbotte verkünden lasst, und 
e rechtlich nicht angefochten werden, so 

wer die oberkeitliche Besieglung aufweisen 

alsdann sollen solche rechtliche kraft und Gültigkeit 
keine Zeugen dagegen aufgeführt, und von dem Richter 
. geschützt werden." 
vor aber Brief und Siegel für das Rechtbot erteilt wurde, 

es nochmals durch das Mandat publiziert worden sein. 
er Verlesung an lief eine neue Einspruchsfrist von 
ien. Nachdem sie unbenutzt verstrichen war, wurde Brief 
egel erteilt 5 . Brief und Siegel, d. h. „alle Urkunden, 
i einem öffentlichen Beamten unter seiner Amtspflicht 
esetzlichen Vorschriften ausgestellt oder besiegelt sind", 
eine eigene bevorzugte Klasse von Beweismitteln. Sie 
„in Rechten volle Kraft und Gültigkeit und es können 
a keine Kundschaften aufgeführt werden".* Damit ist 
ialt des Rechtbotes formell und materiell rechtskräftig, 
erechtigkeiten , die nicht unter die Vorbehalte aufge- 
i worden sind, erlöschen unwiederbringlich. 

das besiegelte Reehtbot vor der Besieglung nochmals 
irt werden musste und man nochmals dagegen vorgehen 

erschien es unbillig, das nur 3 mal verlesene dem be- 
ll Reehtbot in allen seinen Wirkungen völlig gleichzu- 

Es wurde vielmehr im Jahr 1837 auch für das nur 
le Rechtbot verlangt, dass es innert Jahresfrist seit 
letzten Verlesung nicht angefochten worden war *. Aber 
ich Ablauf dieses Jahres wollte man nicht jedes Hilfs- 



3 dem Landsgemeinde-Protokoll. Archiv in Glarus. — * Landab. 1807: 
P.O. 1837: §§ 70, 71. — ' Z.P.O. 1837: § 188. — 'Nach dem Me- 
on 1836 handelte es sich dabei um eine blosse Erläuterung des 
der weniger einen Widerspruch enthaltenden" alten Artikels im 



■ 
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mittel gegen das Rechtbot ausschliessen. § 190 bestimmt: 
„Wenn aber Abwesenheit, fehlerhafte Verkündung der Rechtbote 
oder geschehene Einsprache und allfällig darüber verhandelte 
gütliche Verständigung durch Zeugen erwiesen werden will, so 
soll derjenige Teil, der sich zum Beweis anheischig macht, das 
Recht haben, diesen Beweis zu führen." Für fehlerhafte Ver- 
kündigung kam namentlich in Betracht : Unterlassung der Publi- 
kation in einer Gemeinde, aus der Einsprache befürchtet werden 
musste und falsche Bezeugungen von nicht stattgehabten Ver- 
lesungen durch die Verleser. Erst damit war also ein prinzi- 
pieller Unterschied zwischen beiden Rechtbotarten geschaffen. 

Die Z.P.O. von 1860 vereinfachte dies alles sehr und gab 
dem Institut sein heutiges Gepräge. Das Reehtbot wird 3 mal 
im Amtsblatt publiziert und wenn innerhalb eines Jahres nach 
der letzten Publikation keine Einsprache ergeht, so „erlangt es 
volle Rechtskraft für seinen Inhalt". ' Die Zivilprozessordnung 
von 1860 behielt einer Gegenpartei noch den Nachweis vor, dass 
sie Einsprache erhoben habe und daraufhin der Wortlaut des 
Rechtbotes abgeändert worden sei (§ 63, 2 ). Dies hat die neue 
Z.P.O. fallen gelassen. Nach ihr ist das Rechtbot eine öffent- 
liche Urkunde, die für ihren Inhalt vollen Beweis erbringt 
(§ 183). 

Noch sei mit einem Wort der grossen praktischen Bedeutung 
des rechtskräftigen Rechtbotes als Beweismittels gedacht. Es 
gibt im Glarnerland keine Grundbücher, aus denen die ganzen 
Rechtsverhältnisse eines Grundstückes mit öffentlichem Glauben 
ausgestattet hervorgehen. Die Gemeindegrundbücher enthalten 
keine Rechte Dritter. Es müsste also zum Nachweis dinglicher 
Rechte jeweilen auf die rechtsbegründende Tatsache zurück- 
gegangen werden (Rechtsgeschäft, Ersitzung). Da setzt das 
rechtskräftige Rechtbot ein und ordnet rein formal die Beweis- 
schwierigkeiten, da nur was als Vorbehalt darin aufgenommen 
ist, rechtsbeständig sein kann. Darum werden in Grundstreitig- 
keiten noch heute Jahrhunderte alte Rechtbote bedeutsam. 
Wenn sie nach den zur Zeit ihres Erlasses bestehenden Form- 
vorschriften ergangen sind, machen sie Recht für ihren Inhalt, 
der dann allerdings häufig zu Streitigkeiten Anlass gibt (Grenz- 
bezeichnungen etc.). 



1 Z.P.O. 1860: § 63; Z.P.O. 1895: § 65. 



1 



4. Die Besonderheiten des empfangenen Rechtbots. 

a) Der materielle Inhalt der Verbote. 

Da jeder Anspruch, der sich durch ein Verbot ausdrücken 
kann, für das Rechtbot geeignet ist, ist der mögliche Inhalt 
eines Rechtbots an eine bestimmte Person (auch Spezial-Recht- 
bot, empfangenes Rechtbot genannt) sehr vielgestaltig und nicht 
so einfach zu umschreiben wie derjenige des Rechtbots gegen 
Jedermann. Es kann sich im folgenden nur um die Hervor- 
hebung einiger praktisch wichtiger Typen handeln. 

Einmal pflegen durch Rechtbote provisorische Zustände bis 
zu gerichtlichem oder anssergerichtlichem Austrag festgehalten 
zu werden. So wird bei Erbteilungen, Auseinandersetzungen etc. 
dem derzeitigen Inhaber einer Sache verboten, diese an einen 
angeblich Berechtigten herauszugeben. Ein gesetzlich vor- 
geschriebenes Rechtbot dieser Art enthält § 45 der heutigen 
Zivilprozessordnung '. Diese naturgemäss nur provisorische Re- 
gelung eines Zustandes durch das Rechtbot wird in dem "Wort- 
laut desselben angedeutet : „bis waltende Anstände erledigt 
sind". Wichtig ist das Rechtbot ferner als Mittel zur Er- 
hebung von Einsprachen gegen Bauten J . Eine heute ver- 
schwundene Rechtbotart wird uns im Anhang speziell beschäf- 
tigen. Die hauptsächlich für die Frage der Rechtskraftwirkung 
in Betracht kommenden Rechtbote aber betreffen Besitzstreitig- 
keiten an Grundstücken. Der Eigentümer eines Grundstückes 
erlässt gegen einen ihm bekannten Störer seiner Rechte ein 
Rechtbot, wie er sich durch Rechtbot gegen Jedermann vor An- 
griffen durch die Allgemeinheit schützt. Aber auch ein Servitut- 
berechtigter kann durch ein Rechtbot von dem Eigentümer un- 
gestörte Ausübung seines Rechts verlangen. Derartige Recht- 
bote sind nicht bloss auf die nächste Gegenwart berechnet, sie 
sind vielmehr ihrem Wortlaut nach befähigt, eine definitive 
Regelung der Streitfrage herbeizuführen. 



1 „Befindet sich das streitige Objekt in Händen eines Dritten, so kann 
der Kläger einstweilen ilie Auslieferung durch Rechtbot verbieten." — * § 49 
des glarncrischen bürgerlichen Gesetzbuches von 1869. 
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b) Die Zustellung. 



Der Rechtbotnehmer stellt das bewilligte Rechtbot dem 
Adressaten zu. Er wendet sich hiefür an einen Dritten, einen 
„Unparteiischen", der die Ausfertigung des Rechtbotes dem 
Empfanger überbringt. Statt dessen kann nach der neuen Zivil- 
prozessordnung die Zustellung durch die Post eintreten 1 . Der 
Adressat oder „seine Angehörigen" haben die Pflicht, das Recht- 
bot abzunehmen. Durch Weigerung machen sie sich eines Polizei-, 
deliktes schuldig und werden heute mit 3—10 Franken gebtisst 2 . 

c) Die Wirkungen des Spezial-Rechtbotes. 

Keine der vor das Jahr 1837 fallenden Gesetzesbestim- 
mungen berichtet, dass ein Unterschied in der Bestrafung der 
Übertretung von publizierten und empfangenen Rechtboten be- 
standen habe. In beiden Fällen betrug die Busse 1 Krone. 

Indessen hatte sich schon vor 1837 für das empfangene 
Rechtbot die Besonderheit ausgebildet, dass es bei Ungehorsam 
mehrfach mit jeweilig verschärfter Strafdrohung ergehen konnte 8 . 
Die Zivilprozessordnung von 1837 zeigt diesen Zustand deut- 
lich. § 62 bestimmt: „In Fällen, wo es sich um Schutz eines 
Besitzes handelt, können neben dem einfachen noch das zweite 
Rechtbot (bei Strafe von 2 Kronen) und das dritte beim Eid 
gegeben werden. Das dritte Rechtbot soll aber nur in ent- 
schiedenen Not- und Dringlichkeitsfallen erteilt werden." Und 
§ 76: „Die Übertretung des dritten oder eidlichen Rechtbotes 
wird auf erfolgende Klage durch die Strafbehörde auf die 
der Strafbarkeit des gegebenen Falles angemessene Weise ge- 
ahndet." 

Der Zusatz: „beim Eid" zum dritten Rechtbot ist nicht 
etwa eine juristisch belanglose Beteuerungsformel, sondern er 
gibt dem Delikt eine ganz bestimmte Richtung. Es ist damit 
der Eid gemeint, den jeder Bürger an der Landsgemeinde 
schwört, ein Eid, der die ganze Pflichtstellung des Bürgers zum 
Staate umfasst 4 . Wie jeder Landmann, so ist jeder einzelne 



1 Vgl. Z.P.0. 1837 : § 62; Z.P.O. 1860: § 58; Z.P.O. 1895: § 60. — * Z.P.O. 
1837: § 63? Z.P.O. 1860: § 59; Z.P.O. 1895: § 61. — »Wenigstens begegnet 
schon im Memorial des Jahres 1829 ein Antrag auf Abschaffung der mehr- 
fachen Rechtbote. — 4 Der Eid enthielt den für unsere Rechtbote bedeut- 
Fritssche, Das Rechtsbot 3 



mite durch einen besonderen, seine speziellen Funktionen in 
ti schliessenden Eid an seine Pflichten gebunden. ■ Dieser 
l findet juristische Verwertung: in den alten Landbüchern 
segnen auf Schritt und Tritt Gebote, die unter besonderer 
•ufung auf den Eid ergehen. So die Pflicht zur Anklage 
den), Frieden zu bieten und aufzunehmen, im Rat zu er- 
einen, sein Vermögen anzugeben * etc. Übertretungen einer 
jhen Pflicht bilden .ein einheitliches Eides-Delikt , einen 
ineid. 

So ist auch die Übertretung eines dritten eidlichen Recht- 
es aufzufassen. Die Bestrafung war ins richterliche Er- 
*sen gestellt, ■ höhere Busse oder Gefängnis bildete wohl die 
rel. 

In der Folgezeit sank das Ansehen und die Bedeutung 
as bloss ersten oder zweiten Rechtbots. „Wenn ursprünglich 

in seltenen und dringlichen Fällen das dritte Rechtbot be- 
irt und bewilligt wurde, so ist hingegen jetzt in allen einiger- 
Jen wichtigen Fällen das eidliche Rechthot zur Regel ge- 
:den." Mit dieser Begründung wurde im Jahr 1860 die 
ize mehrfache Ausfertigung abgeschafft. Es blieb ein einziges 
ihtbot, das dem alten eidlichen entsprechen sollte. Den 
lsdruck" beim Eid, den man nicht mehr verstand, liess man 
en. Aber die Übertretung des empfangenen Rechtbots blieb 

Kriminal-Delikt und wurde mit 10 bis 500 Franken, in 
wereren Fällen mit Gefängnis bis auf 14 Tage bedroht 8 . 

Die schwere Bestrafung der Rechtbotübertretung, die sich 

aus historischen Gründen erklären lässt, verlor immer mehr 
Rückhalt in der Auffassung des Lebens. Es kam in Übung, 
s in fast allen Fällen nur noch auf das gesetzliche Minimum 
Strafe erkannt wurde. Auch die Anzahl der Fälle, in denen 



an Passus s . . . „und Einem landt Amman, Batt und dem g-ericht gehör- 
te sind." Altes Landab. Ztschr. V S, 132. Ebenso noch Landab, von 1807, 
— ' So ist es erklärlich, wenn Uri sogar seinen „Käfervogt" in blas- 
aisch erscheinen der Weise schworen lässt: „Die Küfer ohne Ansehen der 
lon getreulich zu messen . . . auch vor dem Messen die Käfer wohl zu 
tteln und dieselben mit einem gewichtigen Stämpel aufeinander zn 
sen... alsdann die Käfer recht zu töten..." etc. Siebe Landb. 1823. 
1., 2. Aufl. 1859, Art. 286. — ' Wenn „es sich zuthrttege, dz man sturen 
rte . . . (dz doch Gott verhuetten welle)". Uri, Landb. Ztschr. XI S. 93. 
ZP.O. 1860: § 65. Strafgesetzbuch 1867; § 49. 
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Eechtbotstrafen auferlegt wurden, nahm ab. Das schwerfällige 
und teure Kriminalverfahren stand damit im schärfsten Wider- 
spruch 1 . So wurde im Jahre 1899 der § 49 des Strafgesetz- 
buchs gestrichen und die Übertretung des Spezial-Rechtbotes 
zu einem gewöhnlichen, mit geringer Strafe belegten Polizei- 
Delikt. 

Dies ständige Zurückgehen der strafrechtlichen Bedeutung 
des Rechtbots wird uns noch in unserem Schlussabschnitt be- 
schäftigen. 

Wir gehen nunmehr zu einem Gebiete über, auf dem sich 
unsere Rechtbotarten bis zum Jahre 1860 prinzipiell voneinander 
unterschieden : zur Rechtskraftwirkung. Während das Rechtbot 
gegen Jedermann seit mehr als 2 Jahrhunderten einen rechtlich 
unanfechtbaren Titel bilden konnte, fehlte dem Rechtbot gegen 
eine bestimmte Person diese Möglichkeit. Ein Rechtbot, dessen 
gerichtliche Öffnung nicht rechtzeitig versucht worden war, 
mochte für eine spätere Geltendmachung des dem Rechtbot zu- 
widerlaufenden Begehrens die prozessualische Position des nun- 
mehrigen Klägers allerdings erschweren. Der Rechtbotnehmer 
konnte versuchen, die verspätete Anfechtung einer vorherigen 
Anerkennung zuzuschreiben. Jedenfalls aber stand dem Recht- 
botempfänger der Rechtsweg jederzeit noch offen und hatte der 
Gegner seine Ansprüche nicht schon mit >dem Hinweis auf sein 
bis jetzt unangefochtenes Rechtbot erwiesen. 

Das wurde 1860 abgeändert. Von der Erwägung ausgehend, 
dass dadurch ohne Zweifel viele Prozesse erspart werden 2 , wurde 
für den Einspruch gegen ein Rechtbot eine Frist von 6 Monaten 
eingeführt. Wird diese Frist nicht benützt, rt so wird ange- 
nommen, dass er (Rechtbotempfänger) das Rechtbot mit allen 
seinen Folgen anerkenne" 8 . Damit ist erst unser Grundprinzip 
erreicht : die Verschaffung eines formell rechtschaffenden, urteils- 
ähnlichen Titels ohne vorgängige richterliche Kognition. 

Nach heutigem Recht stehen sich somit die beiden Rechtbot- 
arten auch mit Bezug auf die Rechtskraftwirkung gleich. 



1 Siehe Landsgemeinde-Memorial 1899. — 2 Siehe Landsgemeinde-Memo- 
rial 1860. — 3 Z.P.O. 1860: § 51, 2 . Z.P.O. 1895: § 53, 2. 



Anhang: 
Die Verlegzeddel. ' 

Wir betrachten anhangsweise noch eine interessante, heute 
rdings unpraktisch gewordene Art des Rechtbots gegen eine 
;immte Person, die sog. Verlegzeddel. 

Im Abschnitt über die alten Landbücher sind uns Eecht- 
i im Betreibungsverfahren mit der Wirkung heutiger Arreste 
fegengetreten (Seite 12 u. 13). Eine spezielle Art derselben 
en die „Verbote hinter einem", gerichtet an einen Schuldner 
Betriebenen, dass er nicht an den Betriebenen zahlen dürfe. 
! diese Verbote waren blosse Hilfsmittel zur Durchsetzung 

normalen Betreibung. Der Verlegzeddel ist formell genau 

„Verbot hinter einem". Aber er hat sich von der gewöhn- 
en Betreibung losgelöst und ist im Gegensatz zu derselben 
i selbständige Exekutionsart geworden. 

Die normale Betreibung für nicht pfandversicherte Forder- 
en erfolgte in Glarus durch Schätzung: durch eine Schatznngs- 
imission wurden dem Schuldner Vermögensstücke geschätzt, 

Mobilien, dann Immobilien, und zwar bei Mobilien um ein 
•tel, bei Immobilien um ein Drittel mehr, als die betriebene 
derung betrug zur Deckung eines allfälligen Ausfalls. So 
den jedenfalls auch Forderungen des Schuldners geschätzt, 
der Schuldner des Betriebenen nur noch an die Schätzungs- 
mission zahlen durfte 2 . Geschätzte Mobilien standen noch 
m Zeit (14 Tage) dem Betriebenen zur Ablösung bereit und 
n dann dem Gläubiger als Eigentum zu. Immobilien wurden, 
n sich nicht inzwischen ein Käufer fand, nach Jahresfrist 
gantet *. 

Dies ist ein sehr strenges und kostspieliges Verfahren, das, 
entlich wo es sich um kleine Schuldbeträge handelte, sehr 
;kend war und doch den Gläubiger nicht recht befriedigte, 
jr regelmässig ein Stück Hausrat statt Geld bekam. Trotz- 

1 Bei dem Mangel gesetzlicher Bestimmungen über diese Art Rechtbote 
icb in vielen Punkten auf die mundlichen Auskünfte angewiesen, die 
Herr Gerichtsachreiber Hösli in Glarns bereitwilligst erteilte. — * Es 
n hierüber spezielle Bestimmungen. — 'Vgl. hierüber die zahlreichen 
iramungen des alten LandabucheR, des Landsbuchs von 1807 und de» 
crl. Geaotübnchs. 
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dem erfolgte die Betreibung auch für kleine Beträge auf 
diesem Wege j . 

Mit dem Aufkommen der Industrie und der Bildung einer 
Klasse von Lohnarbeitern entwickelt sich unser neues Betreib- 
ungs-System*. Es richtete sich ausschliesslich gegen die Lohn- 
guthaben der Arbeiter. 

Es wurde durch ein an den Arbeitgeber gerichtetes Recht- 
bot eingeleitet, das ihm verbot, am Zahltag dem Arbeiter seine 
ganze Forderung auszubezahlen. Der im Rechtbot genannte 
Betrag der Löhnforderung wird dem Arbeiter „verlegt", der 
Fabrikant muss ihn zurückbehalten. Das Rechtbot erging wie 
alle Rechtbote ohne vorgängige Kognition. Der Gläubiger des 
Arbeiters ging zum Schreiber und erhielt von ihm regelmässig 
den Verlegzeddel. Es kamen nämlich so viele Begehren ein, dass 
der Landammann unmöglich vor jeder Ausfertigung um die Be- 
willigung angegangen werden konnte. Die ausgegebenen Verleg- 
zeddel wurden protokolliert, der Landammann setzte seine Be- 
willigung nachträglich unter die Protokoll-Einträge. Die Fabri- 
kanten erhielten so viele Rechtsbote, dass sie eigene Bücher 
darüber führen mussten. 

An diese Rechtbote schloss sich nun die allerformloseste 
Befriedigung der Gläubiger an. Sie gingen zu dem Fabrikanten 
und nahmen die zurückbehaltenen Lohnbeträge in Empfang, 
ohne dass irgend eine Amtsperson sich mit der Sache zu befassen 
hatte. Es war dabei jedoch Gesetz, dass nicht mehr als die 
Hälfte des Lidlohnes verboten werden durfte. (Z.P.O. 1837 
§ 58 e, doch ist die Bestimmung wohl schon älter.) Wie viel 
im Einzelfall zurückbehalten wurde, bestimmte der Fabrikant 
nach freiem Ermessen: Konflikte zwischen ihm und den Gläu- 
bigern waren dabei unvermeidlich. Wenn der Arbeiter die 
Schuld bestritt, so musste er gegen den Gläubiger klagen. Bis 



1 Altes Landsbuch Zeitschr. VI S. 21 r « Wo einer eim nit mer dann 
zechen batzen, oder darunder old minder gellten sol, unnd der dem das 
schüldle gehört, dem Schuldner darumb wil schätzenn. So mag derselbig 
Inn ald vor dem Hus wäders unnd was er wil, schätzen. Doch dehein dritheil 
daruf, sonder allein nach Landtsrächt ». (Das Mehrschätzen hat sich erst 
später als Kegel ausgebildet). — 'Es ist wahrscheinlich, dass sich das 
Institut im Anschluss an Verbote auf Knecht- und Magdlöhne entwickelt 
hat, wie sie in andern Kantonen bestanden, für Glarus sich aber nicht nach- 
weisen lassen. 



!ntscheidung blieb das Verbot formell aufrecht, doch zahlte 
Fabrikant den Lohn regelmässig aus, ohne dadurch die 
e der RechtbotUbertretung auf sich zu ziehen. 
)iese ausserordentlich formlose und billige Art der Befrie- 
ig (ein Verlegzeddel kostete 50 Rappen) bestand neben der 
jzimg. Auch auf dem Wege der Schätzung konnte die Lohn- 
rung durch den Gläubiger gepfändet werden und zwar bis 
inem Gesetz von 1856 der ganze Betrag derselben. Dies 
,z schrankte auch die Schätzung auf die Hälfte der Lohn- 
rung ein, damit nicht der durch das Institut der Verleg- 
)1 dem Arbeiter zukommende Vorteil durch die Schätzung 
risch gemacht werde '. 

Tatsächlich war die Schätzung gegen Arbeiter wenig ge- 
lblich. Sie griff allerdings rascher durch, aber der Gläubiger 
ite dadurch den Schuldner zum Ruin, ohne dass er dadurch 
i Nennenswertes erhielt. Der Verlegzeddel dagegen brachte 
: Geld, wenn es auch längere Zeit gehen konnte, bis der 
i Betrag der Schuld eingegangen war. Der Verlegzeddel 
auch den Vorteil, dass er für die allerkleinsten Beträge 
ertbar war, wodurch ohne Zweifel dem Arbeiter etwelcher 
it für die Bedürfnisse des täglichen Lebens verschafft 
e. 

2s fehlte den Verlegzeddeln nicht an Anfechtung s , nament- 
'on seiten der Fabrikanten, die sich nicht länger als „Zahl- 
er" für dritte Personen gebrauchen lassen wollten. Aber 
wirkten auch nach der Ansicht einer starken Minderheit 
tlich, weil sie die Händler zu allzuleichtem Kreditgeben, 
irbeiter zu leichtsinnigem Schuldenmachen veranlassen, 
h ihre Aufhebung hoffte man den Barverkehr im beidseitigen 
esse von Arbeitern und Gewerbetreibenden zu heben. Aber 
gegenteilige Meinung erhielt immer wieder die Oberhand: 
Rückkehr zur Schätzung schien für Gläubiger und Schuldner 
teiliger als die Mängel der Verlegzeddel. So bestanden die 
'gzeddel fort bis zur Einführung des eidgenössischen Be- 



Die Grundidee dieser Verlegzeddel, dass ein nichtbefriedigter 
biger sich mit seinem Anspruch direkt an einen Schuldner 

'Das Gesetz bildet den § 204 des bürgerlichen Gesetzbuchs. (Siehe 
bnch von 1878). — 'Siehe die Landsgemeinde-Memoriale von 1855, 
1879 und die Protokolle des Landrates ans den gleichen Jahren. 
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seines Schuldners wenden und von diesem Zahlung verlangen 
kann, ist in den saisies-arrgts oder oppositions des französischen 
Rechts in feinster Weise ausgebildet worden. (Code de procidure 
civile Art. 557—582). Aber gerade die Vergleichung mit dieser 
Institution des französischen Rechtes zeigt, wie roh vom Stand- 
punkt juristischer Technik aus die Befriedigung auf dem Wege 
der Verlegzeddel war. Namentlich erscheint die Stellung des 
betriebenen Arbeiters äusserst prekär, da die Forderung, auf 
Grund deren ihm sein Lohn vorenthalten wurde, weder gericht- 
lich festgestellt, noch auch an eine Form gebunden war, die 
Missbräuche verhütete (etwa wenn nur schriftliche Zahlungs- 
versprechen des Arbeiters die Verlegung gestattet hätten). 

Indessen darf bei der Beurteilung des Institutes zweierlei 
nicht übersehen werden. Die Forderungen, für die verlegt wurde, 
waren meist kreditierte Kaufpreise. Es handelte sich also um die 
juristisch denkbar einfachsten Verhältnisse, über die man nicht 
leicht im Unklaren sein konnte. Und mehr zu fordern, als wirk- 
lich geschuldet war, dürfte in unsern Verhältnissen schwerlich 
ein Händler gewagt haben. Und dann befand sich das Verfahren 
im Gegensatz zu einer äusserst harten Betreibung, der gegenüber 
es vom humanitären Standpunkte aus einen unleugbaren Fort- 
schritt bildete. 

Aber daran ist jedenfalls nicht zu denken, dass sich dies 
primitive Verfahren ohne tiefgreifende Abänderungen auf grössere 
Verhältnisse übertragen liesse. 



5. Übersicht Über das geltende glarnerische Recht. 

Z.P.O. §§ 43, 45, 53—69. 

Zwei Arten von Eechtboten stehen sich noch heute im 
Recht des Kantons Glarus gegenüber: die publizierten gegen 
die Allgemeinheit gerichteten und die einer bestimmten Person 
zugestellten Rechtbote. Beide ergehen auf Grund einseitiger 
Sachdarstellung des Gesuchstellers und ohne dass dieser das 
durch Rechtbot in Anspruch genommene Recht zu beweisen oder 
auch nur wahrscheinlich zu machen hätte. Der Zivilgerichts- 
präsident hat vor der Bewilligung des Rechtbotes nur zu prüfen, 
ob das Verbot nicht „bestehenden Gesetzen, sowie rechtskräf- 
tigen administrativen oder gerichtlichen Verfügungen" (§ 56) 



widerläuft. Auf das dem Verbot zu Grunde liegende materielle 
ivatrechtsverhältnis wird hiebei gar nicht eingegangen; es 
eibt völlig der Rührigkeit der angegriffenen Partei anheim- 
stellt, die Folgen eines materiell ungerechtfertigten Recht- 
tea von sich abzuhalten. 

Das publizierte Rechtbot ist auf die Abwehr angemasster 
jchte an Grundstücken beschränkt. Der Eigentümer erlässt 

und verbietet Jedermann, an seinem Grundstück irgend welche 
rvitutsrechte in Anspruch zu nehmen, die nicht von ihm selbst 
. Rechtbote ausdrücklich zugestanden sind. Wer ein solches 
icht behauptet, hat auf gütlichem oder gerichtlichem Wege 
e Abänderung des publizierten Rechtbotes, die Aufnahme seines 
haupteten Rechtes unter dessen Vorbehalte, nachzusuchen. 
ie Publikation erfolgt mehrmals in Zwischenräumen von min- 
stens vier Monaten. „Sind von einer Publikation zur andern 

Bezug auf den Besitzer der Liegenschaft, über welche das 
jchtbot erlassen wird, oder in Bezug auf die Besitzer von 
egenschaften, zu deren Gunsten Rechte vorbehalten werden, 
Wanderungen eingetreten, so soll jedesmal das Rechtbot in 
uer Ausfertigung publiziert werden, jedoch so, dass, wo es 
r Eigentümer nicht ausdrücklich anders verlangt, der wesent- 
:he Inhalt der frühem Rechtbote in die spätem wörtlich gleich- 
ltend aufgenommen wird" (§ 63). „Müssen auf erhobene Ein- 
rache hin in einem publizierten Rechtbote infolge von güt- 
:her Übereinkunft oder richterlichem Spruch Veränderungen 
gebracht werden, so ist die gemachte Einsprache am Fusse 
s angefochtenen Rechtbotes durch die Kanzlei zu bemerken 
d das darnach berichtigte Rechtbot in neuer Ausfertigung 
i Amtsblatte zu publizieren" (§ 64). „Wenn ein Rechtbot, 
;lches nach Vorschrift des Gesetzes dreimal publiziert worden 
,, innert Jahresfrist nach der dritten Publikation nicht ange- 
ehten wird, so erlangt es volle Rechtskraft für 

inen Inhalt" (§65). Es ist also unmöglich, nach nutzlosem 
slauf der verschiedenen Fristen nachträglich ein Servitutsrecht 
ih zu erstreiten und in die Vorbehalte vom Rechtbot aufnehmen 

lassen. Nicht rechtzeitig angemeldete Servituten sind ver- 
ren. Das vorschriftsmässig publizierte und nicht angefochtene 
ichtbot repräsentiert in rechtlich unanfechtbarer Weise den 
.nzen Komplex der an das betreffende Grundstück sich an- 
lüpfenden dinglichen Rechte mit Ausnahme der Pfandrechte 
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und ist somit eine für den ganzen Liegenschaftsverkehr ausser- 
ordentlich wichtige Urkunde. Daneben bedroht das Rechtbot 
jeden, der ihm entgegen „Handlungen zur Ausübung eines Rechtes 
unternimmt" (§ 53), mit Polizeistrafe und ist in dieser Funktion 
eine äusserst bequeme Waffe zur Sicherung der Unantastbarkeit 
des Grundeigentums. 

Das Rechtbot gegen eine bestimmte Person kann sich auch 
auf Rechtsverhältnisse beziehen, die sich nicht an Grundstücke 
knüpfen. Doch ist dies auch ihr praktisch bedeutsamster Inhalt. 
„Der Empfänger des Rechtbotes hat sein Vorhaben einzustellen 
und das Rechtbot bleibt so lange in Kraft, bis es entweder auf 
dem Wege der Verständigung oder richterlich geöffnet oder auf- 
gehoben wird" (§ 53). Übertretung des Rechtbotes wird mit 
Polizeistrafe geahndet und macht den Übertreter schadenersatz- 
pflichtig. Ferner darf „die Übertretung eines Rechtbotes nie 
zur Begründung eines Rechtanspruches angerufen werden" (§ 66). 
„Wer die gerichtliche Öffnung eines ihm bestellten Rechtbotes 
verlangt, hat seine Klage innerhalb sechs Monaten, vom Tage 
des Empfanges an gerechnet, bei dem kompetenten Vermittler- 
amt einzuleiten. Unterlässt er dieses, so wird angenommen, 
dass er das Rechtbot mit allen seinen Folgen aner- 
kenne" (§ 53. 2). 

Der letzte Satz stellt das Rechtbot gegen eine bestimmte 
Person dem Rechtbot gegen Jedermann auch bezüglich der 
Rechtskraftwirkung gleich. Beide sind rechtlich unanfechtbare, 
urteilsähnliche Titel, die ohne Kognition entstanden sind. Sind 
sie auch vollstreckbar ? Nein : Weil sie verbieten, nicht gebieten, 
also einen bereits bestehenden Zustand festhalten und nicht auf 
Abänderung tatsächlicher Verhältnisse gerichtet sind. Der dem 
Rechtbot entsprechende Zustand ist rechtmässig, wer sich ihm 
widersetzt, wird bestraft. Aber diese Strafe ist keine „Voll- 
streckung" des Rechtbotes. 



III. Kapitel. 

Die Entwicklung der Rechtsbote 
den Kantonen Uri, Schwyz und Unterwaiden. 

Nach der eingehenden Darstellung der glaraerischen Becht- 
e kann ich mich für die Kantone Uri, Schwyz und ünter- 
Iden um so kürzer fassen. In keinem der genannten Länder 
slt das Bechthot noch heute eine so grosse Rolle wie in 
irus, und die noch geltenden Verbote sind juristisch viel 
liger interessant als die glaraerischen. Bei dieser Sachlage 
sheint es unerheblich, dass mir nicht alle Hilfsquellen, na- 
itlich nicht für die Zeit zwischen den alten Landbüchern 
I den modernen Prozessgesetzen, zur Verfügung standen. In 
ldsgemeinde- und Ratsprotokollen aus den letzten Jahrhun- 
ten mögen allerlei Bestimmungen über Bechtsbote zerstreut 
i finden, aber für das Verständnis des geltenden Bechtes sind 
entbehrlich. 

Auch in diesen Kantonen gab es Bechtsbote gegen bestimmte 
•sonen und gegen Jedermann. Die ersteren sind jedoch sehr 
Uckgegangen: Uri und Schwyz kennen sie gar .nicht mehr, 
tirend in Nidwaiden umgekehrt kein Bechtshot gegen Jeder- 
nn erwähnt wird. 

Schwyz.' 
I. Erlass des Rechlsbots. 

Zwei Dinge sind für den Erlass des schwyzerischen Rechts- 
s charakteristisch : eine Zweiteilung des zum Verbote führen- 
i Verfahrens und eine dem Verbot vorangehende materielle 
?nition. 

Wer ein öffentliches Rechtsverhot auswirken will, hat sich 
den Präsidenten des Bezirksgerichts zu wenden, in dessen 



1 Wir benutzen die Verordnung über daa Verfahren in bürgerlichen 
htastreitlgkeiten vom 14. April 1848 und die Z.P.O. vom 1. Juni 1890. 
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Gerichtskreis die Liegenschaft sich befindet. Der Gesuchsteller 
hat sich als „Eigentümer oder Besitzer" der fraglichen Liegen- 
schaft auszuweisen und „alle ihm bekannten, auf dem Grundstück 
lastenden Servituten anzugeben und hiefür einen Auszug aus 
dem Grundbuch, aus Wegrodeln, sowie allfällige Verträge u.s.w. 
dem Gerichtspräsidenten einzuhändigen". 1 Es geht also dem 
Rechtsbot eine materielle Prüfung der konkreten Sachlage 
voraus. 

Hierauf erfolgt die Veröffentlichung des Begehrens in den 
Gemeinden, aus denen Einsprachen erfolgen können und durch 
Aufnahme ins Amtsblatt mit der Aufforderung, allfällige Ein- 
sprachen innert 60 Tagen auf dem Wege des ordentlichen Pro- 
zesses vorzubringen. 

Nach unbenutztem Ablauf der Frist oder nach Erledigung 
gemachter Einsprachen kann der Eechtsbotbegehrende die Aus- 
fertigungung des „eigentlichen Verbotes" verlangen, das 
dann in gleicher Weise wie das Gesuch zu publizieren ist 2 . 

2. Wirkungen des Rechtsbotes. 

Erst das eigentliche Verbot hat Rechtswirkungen ; die Zwei- 
teilung des Verfahrens für den Erlass des Eechtsbots und die 
vorgängige Prüfung der Legitimation des Begehrenden sind, 
verglichen mit der glarnerischen Regelung (gar keine Prüfung, 
sofortige Gehorsamspflicht nach erstmaliger Publikation), ein 
Fortschritt zu Gunsten der durch Rechtsbot Bedrohten. Bis zum 
eigentlichen Verbot kann jeder, ohne sich in seinem Verhalten 
um das geltend gemachte Begehren kümmern zu müssen, seine 
widersprechenden Ansprüche gütlich oder gerichtlich zur Aner- 
kennung bringen. 

Übertretung des eigentlichen Verbotes ist mit Strafe von 
höchstens 30 Franken bedroht, die zu je einem Drittel dem Be- 
zirke, dem Eigentümer und dem „Leiter" zufällt 3 . 

Eigenartig liegen die Verhältnisse bezüglich der Rechtskraft- 
wirkung. Nach dem Wortlaut der Z.P.O. von 1848 kann keinem 
Zweifel unterliegen, dass das formell richtig erlassene Rechtsbot 



■ Z.P.O. 1890 §§ 204, 205. Z.P.O. 1848 §§ 344—346. — • Z.P.O. 1890 
§| 206—210, 212. Z.P.O. 1848 §§ 347-351 (Z.P.O. 1848 enthält nur ganz 
unwesentliche Abweichungen). - s Z.P.O. 1890 § 211. Z.P.O. 1848 § 352. 



irn Einwendungen gegenüber aufrecht bleibt. § 347 
lie Anbringung allfälliger Einsprachen eine „peremp- 
^rist" und § 350 e bezeichnet als Folge der nicht 
; erhobenen Einwendung „Rechtsverlust". Das schwy- 
echtsbot stimmt sonach mit dem glarnerischen Recht- 

Jedermann völlig tiberein. 

I.P.O. von 1890 verwendet die nämlichen Ausdrücke 
rische Frist", „Rechtsverlust" und gibt dem Rechts- 
tszerstörliche Wirkungen" (§ 206, § 209 d, § 205 c). 
nthält sie aber Bestimmungen, die mit solcher Wirk- 
einbar sind. So § 205 c: „Soweit die Eechte eines 
ireh die Nichtbeachtung dieser Vorschriften verletzt 
treten demselben gegenüber die rechtszerstörlichen 
i des Rechtsbotes nicht ein". Unter diesen Vorschriften 
icht zur Angabe aller bekannten, auf dem Grundstück 
Servituten inbegriffen. Wer also wissentlich eine solche 
iterlässt, bringt, auch wenn kein Einspruch erfolgt, 
angene Recht nicht zum Untergang. Noch weiter 
209 e zu gehen, der vorschreibt, „dass die Frist an- 
rde mit der Androhung des Rechtsverlustes, welcher 
mals gegenüber einer nachweisbar bestan- 
fchtsame eintreten darf". Dadurch erscheint die 
ftwirkung überhaupt ausgeschlossen. 
Viderspruch löst sich wie folgt. Die Meinung der 
Kommission für die neue Z.P.O. ging dahin, dass 
ir bestandene Rechtsame durch Rechtsbot nicht be- 
rden sollten. Es war in den gebirgigen Teilen des 
orgekommen, dass durch Rechtsbote arglistig unbe- 
i'itntsrechte zum Untergang gebracht wurden. Solchen 
len wollte man entgegentreten. So behielt man in 
;n einem durch Rechtsbot Geschädigten den Nachweis 
htes durch Urkunde oder unvordenkliche Übung vor. 
Lechtsbot ist daher zur Herbeiführung eines Rechts- 
nahezu vollständig untauglich. Die jetzige Fassung 
i und 209 sei unbeabsichtigt in das Gesetz hineinge- 
So hat das schwyzerische Rechtsbot gegen Jedermann 

die Aufgabe, den Eigentümer oder Besitzer eines 

abe diese Aufschlüsse Herrn Dr. jur. Diethelm in Lachen zn 
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Grundstücks vor ungerechtfertigter Inanspruchnahme desselben 
zu schützen, indem es jede derartige Handlung mit Polizeistrafe 
bedroht. Für das materielle Recht, für Bestehen oder Umfang 
allfälliger Servituten, ist es ohne Bedeutung. 

Ähnliche Verbote von Grundstücken mit Strafdrohungen, 
aber ohne rechtsfeststellende Kraft, finden sich auch in Kantonen 
der ebenen Schweiz. So kann nach der aargauischen Z.P.O. 
von 1898 wer Eigentum oder rechtliche Innehabung eines Grund- 
stücks oder eine Servitutberechtigung urkundlich nachweist, 
jedermann verbieten lassen, ihn in seinen Eechten zu stören. 
Ein solches Verbot bleibt 10 Jahre lang in Kraft, wenn es nicht 
infolge eines innert 10 Tagen nach seinem Erlass erhobenen 
Rechtsvorschlages aufgehoben wird. Aber auch während der 
10 Jahre kann es jederzeit durch gerichtliches Urteil aufgehoben 
werden, d. h. es kann jederzeit bewiesen werden, dass das durch 
Verbot geschützte Recht erloschen ist oder nicht in dem bean- 
spruchten Umfang besteht. Das Verbot hat also keine rechts- 
zerstöriiche Kraft (§§ 257-271). 

Denselben Charakter tragen — natürlich bei mannigfachen 
Abweichungen im Einzelnen — die allgemeinen Verbote der 
Zivil-Prozess-Ordnungen von Baselland (§§243 — 252), Solothurn 
(§§ 256-264) und Zürich (§ 579. 1). Es sind immer Verbote, 
die bestrafen, aber die materielle Rechtslage nicht berühren. 



Uri. 

Die urnerischen Bestimmungen über Rechtsbote stimmen in 
allen wesentlichen Punkten mit den schwyzerischen überein '. 
Die erste Publikation des Verbotes wird vom Regierungsrat 
bewilligt und nach Ablauf von vier Wochen durch die zuständige 
Gerichtskommission bestätigt. Das Gesetz spricht sich über die 
Wirkungen der Rechtsbote nicht aus. Doch trifft den Übertreter 
des Verbots Geldstrafe 2 . Im übrigen werden wir kaum fehlgehen, 
wenn wir annehmen, dass das urnerische Rechtsbot, wie bis vor 
kurzem das schwyzerische, rechtszerstörende Wirkung hat. 



• Landbuch 1823, Art. 165. Z.P.O. 1852, §§ 78 und 79. Z.P.O. 1902, §§ 74 
und 75. — * Sie beträgt nach den Androhungen im Amtsblatt 8,79 Franken. 



Unterwalden. 

jchtsbote gegen eine bestimmte Person und 
r beide nur für Immobilien '. Für beide 
sie sollen auf die Entscheidung des Rechts- 
ung haben" (Art. 199). Es handelt sich 
Besitzstandsregelungen vor oder während 
chtskraftwirkung im Sinne unseres Grund- 
bwaldnischen Verbot daher nicht zuzu- 

s nidwaldnische nur gegen eine bestimmte 
sbot. Doch ergeht dieses, von dringenden 

nach Einvernahme der Gegenpartei. Wir 
tur die Rechtskraftwirkimg, sondern auch 

aufgegeben *. 



Art 118-121. Z.P.O. 1901. Art. 197—204. — 



Zweite Abteilung*. 



Das Rechtsbot 
in den beiden Appenzell und im " Kanton St, Gallen. 

Die Rechtsbote dieser Gruppe von Kantonen stehen in 
scharfem, auf der äusseren Form der Rechtsbote beruhenden 
Gegensatz zu den Verboten der bis jetzt behandelten Kantone. 
Nach dem § 2 der heute geltenden Prozess-Ordnung von Appen- 
zell A.-Rh. erlässt ein Rechtsbot: „Wer Jemanden rechtlich 
auffordern will, etwas zu tun oder zu unterlassen, zu leisten 
oder zuzugeben, überhaupt Rechte einzuräumen oder Rechts- 
pflichten zu erfüllen". Dieselbe Umschreibung der Rechtsbote 
enthält die st. gallische Z.P.O. von 1900 in § 278 und schon 
diejenige von 1850 in Art. 258. Das Gesetz von Appenzell I.-Rh. 
enthält keine entsprechende Bestimmung für das dort sogenannte 
Amtsbot. Aber tatsächlich hat das Amtsbot den gleichen aus- 
gedehnten Inhalt. Die Fessel, die durch die Nötigung, dem 
Rechtsbotinhalt Verbotsform zu erteilen, für die Rechtsbote der 
ersten Gruppe besteht, ist hier gesprengt. Jeder beliebige 
Rechtsanspruch kann durch ein Rechtsbot geltend gemacht 
werden. 

I. Kapitel. 

Das Rechtsbot in den beiden Appenzell. 

Die Rechtsbote des Kantons Appenzell A.-Rh. und die Amts- 
bote von Appenzell I.-Rh. stimmen in allen wesentlichen Eigen- 
schaften so sehr überein, dass wir beide Institute in einem Ab- 
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schnitt vereinigen: getrennte Behandlung mtisste für den einen 
Landesteil notwendig zu Verweisungen oder Wiederholungen 
führen. 

A. Das geltende Eecht. 

Das appenzellische Rechtsbot zeigt etwa folgenden Wortlaut : 

Rechtsbot 

an 

Herrn N. N., Schlossermeister in 

Herr R. S., Schlosser, künftig in . . . . , lässt Sie durch die 
unterzeichnete Amtsstelle unter Hinweis auf Art. 38, Lemma 2 
der Z.P.O. anmit rechtlich auffordern, 

anzuerkennen, 
dass Sie ohne vorausgegangene eigentliche Kündigung ihn als 
Arbeiter entlassen und ihn daher noch für eine Woche mit 
Fr. ... zu entschädigen haben. 

Datum. Der Gemeindegerichtspräsident. 

Neben Rechtsboten auf „anerkennen" gibt es naturgemäss 
solche auf „tun" und „unterlassen". 

I. Der gesetzliche' Geltungsbereich der Rechtsbote. 

Die Tatsache, dass jeder Rechtsanspruch geeignet ist, die 
Form eines Rechtsbotes anzunehmen, wird von den Prozessge- 
setzen beider Länder im grössten Umfang angewendet 1 : von 
wenigen Ausnahmen abgesehen kann kein Zivilprozess entstehen, 
ohne dass vorher versucht worden wäre, den Streit durch Rechts- 
bot aus dem Wege zu schaffen. Diese Ausnahmen sind die Ein- 
leitung der Betreibung, da hier eidgenössisches Recht gilt, die 
Anhebung von Injurienklagen 2 und in Appenzell A.-Rh. „Be- 
gehren um Aussöhnung oder Lösung eines Ehebandes" *. Die 
letztern zwei Ausnahmen sind selbstverständlich, da in diesen 
Fällen staatliche Untersuchung und Urteil unentbehrlich ist, 
wenn die Parteien ihren Zweck erreichen sollen. Eine weitere 



1 Die heute in Appenzell A.-Rh. in Kraft stehende Z.P.O. datiert vom 
25. April 1880, diejenige von Appenzell I.-Rh. vom 10. März 1892. — * Appen- 
zell A.-Rh. § 39. Appenzell I.-Rh. Art. 24. — 3 Appenzell A.-Rh. § 39. 
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Ausnahme statuiert Art. 24 der Z.P. 0. von Appenzell I.-Eh., 
indem für dingliche Streitigkeiten „ein vom Landammannamt 
bewilligtes Ansagen der Augenscheinsaufnahme" (die für Span- 
gerichtsfälle obligatorisch ist, siehe Art. 44 der Verfassung vom 
24. Wintermonat 1872) genügt, also kein Amtsbot erforderlich 
wäre. Die Praxis macht davon jedoch keinen Gebrauch, es er- 
geht auch in solchen Fällen zuerst ein Amtsbot, wogegen dann 
der Augenschein eingeleitet wird 1 . 

Das Rechtsbot ist also für alle Zivilprozesse obligatorisch. 

2. Der Erlass des Rechtsbotes. Seine tatsächliche 

Bedeutung. 

Der Erlass eines Rechtsbotes ist ungemein einfach. Wer 
ein Rechtsbot wünscht, geht in Appenzell A.-Rh. zum Gemeinde- 
gerichtspräsidenten, in Appenzell I.-Rh. zum Landammann. Ohne 
jede Kognition redigiert die betreffende Stelle das Begehren 
und stellt es dem Adressaten durch den Weibel oder durch die 
Post zu. Ein Doppel des Rechtsbotes wird zu Protokoll genom- 
men; der Rechtsbotnehmer pflegt sich keine Kopie ausstellen zu 
lassen, da ihm dies nur unnötige Kosten verursacht. 

Rechtsbote gegen Jedermann gibt es nicht. 

Bei einem Blick in die Rechtsbot-Protokolle des Gemeinde- 
gerichtes in Herisau, der grössten ausserrhodischen Gemeinde, 
zeigt sich, wie ungeheuer anpassungsfähig das Rechtsbot ist: 
auch die kleinsten Fragen des täglichen Lebens vermögen in 
dies Rechtsmittel einzugehen, Fragen, die sich sonst wegen der 
Kosten und des Zeitaufwandes im ordentlichen Prozess ausser- 
gerichtlich im Interesse des ökonomisch Mächtigeren oder Un- 
verschämteren zu regeln pflegen. Und auch der äussere Vorgang 
des Rechtsboterlasses hat eine nicht zu unterschätzende psycho- 
logische Bedeutung : die Parteien treten sich nicht mit dem ver- 
schiedenen Gewicht ihrer Persönlichkeit gegenüber, wie vor Ver- 
mittlung oder Instanz, der erste Angriff wird erleichtert, ohne 
dass dadurch die endgültige Entscheidung beeinflusst wird. 



•Ich verdanke diese Mitteilung, wie noch viele bei der Kürze der 
appenz. i.-rh, Gesetze unentbehrliche Aufschlüsse, der Freundlichkeit des 
Herrn Landammann Sonderegger in Appenzell. 

Fritzsche, Das Rechtsbot 4 
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3. Die Wirkungen des Rechtsbotes. 

Von den bisher stets beobachteteten Wirkungen der Rechts- 
bote fällt hier diejenige der Strafe weg. Nirgends findet sich 
eine Bestimmung, dass dem Rechtsbot gehorcht werden müsse, 
auch dann nicht, wenn es verbietet. Das Rechtsbot beginnt erst 
zu wirken, wenn die Frist zu seiner Anfechtung nutzlos ver- 
strichen ist. 

a) Das unbestrittene Rechtsbot: Rechtskraft und 

Vollstreckung. 

In beiden Kantonen wird der Inhalt des Rechtsbotes, wenn 
nicht rechtzeitig Widerspruch erfolgt, rechtskräftig und voll- 
streckbar. Appenzell I.-Rh. drückt dies in Art. 26 b durch die 
Worte aus: „Gegen Amtsbote hat der Rechts Vorschlag innert 
zehn Tagen zu geschehen, ansonsten das Klagerecht dahin fällt". 
Appenzell A.-Rh. spricht diese Rechtsfolge nur für den Fall aus, 
dass der Beklagte auf peremtorische Ladung nicht vor dem 
Vermittler erscheint: „so erwächst das Rechtsbot in Rechts- 
kraft" (§ 41). Das Gleiche gilt aber auch für ein Rechtsbot, 
wogegen überhaupt kein Rechtsvorschlag erfolgt. Die praktische 
Bedeutung dieser Rechtsfolge tritt in der Bestimmung hervor: 
„ein in Rechtskraft erwachsenes Rechtsbot ist gleich einem 
rechtskräftigen Urteile zu schützen". (Appenzell A.Rh. § 114). 
Darin liegt unser leitendes Prinzip mit einer Schärfe ausge- 
sprochen wie noch nirgends: ohne dass über die Frage irgend 
verhandelt wird, entscheidet sich für alle Zeiten bindend, was 
Recht sein soll. Zum erstenmal finden wir ferner Vollstreck- 
barkeit des Rechtsbotes, weil es eben auch einen Anspruch auf 
Leistung in sich aufnehmen kann. 

Die Vollstreckung erfolgt in Appenzell A.-Rh. nach folgen- 
den Grundsätzen. Der Rechtsbotnehmer lässt sich vom Vermittler 
bescheinigen, dass kein Rechtsvorschlag gegen das Rechtsbot 
gemacht worden ist. Daraufhin kann er vom Regierungsrat oder 
einem seiner Mitglieder einen Amtsbefehl auswirken (§ 7), der 
dem Rechtsbotempfänger durch den Gemeindegerichtspräsidenten 
zugestellt wird. Dem Amtsbefehl muss sofort Folge geleistet 
werden. Nach Ablauf einer regelmässig in ihm gesetzten Frist, 
wird er gewaltsam vollstreckt. Ausserdem wird Ungehorsam 
gegen einen Amtsbefehl nach § 60 d des Strafgesetzbuchs bestraft. 
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Gegen einen bloss von einem Mitglied des Regierungsrates aus- 
gestellten Amtsbefehl ist Rekurs an den ganzen Rat möglich. 
Dagegen ist unter allen Umständen richterliche Hilfe gegen 
einen auf rechtskräftiges Urteil oder Rechtsbot sich stützenden 
Amtsbefehl ausgeschlossen. 

In Appenzell I.-Rh. fehlen sowohl der Z. P. 0. als der Ver- 
fassung spezielle Vorschriften über die Vollstreckung rechts- 
kräftiger Amtsbote. Sie steht jedoch unzweifelhaft wie die 
Vollstreckung der Urteile nach Art. 30 der Verfassung von 1872 
der Standeskommission zu. 

Angesichts dieser starken Wirkungen des Rechtsbotes drängt 
sich die Frage auf, ob nicht die Stellung des Angegriffenen zu 
bedenklich sei: man zwingt ihn entgegen allgemeinem Grund- 
satz zu einer positiven Handlung, wenn er sein Recht behalten 
will und setzt ihn der Gefahr aus, auch durch den leichtfertigsten 
Angriff in seiner Rechtsposition geschädigt zu werden. In beiden 
Kantonen hat man daher gegen den Eintritt der Rechtskraft 
Schutzbestimmungen aufgestellt, ähnlich wie in den Kantonen der 
ersten Gruppe gegen die Verpflichtung zu sofortigem Gehorsam. 
Appenzell A.-Rh. §38 bestimmt: „Begründen besondere Verhält- 
nisse die Unterlassung des Rechtsvorschlages, so entscheidet 
der zuständige Richter, ob das Rechtsbot im Rechte bestehen 
soll oder nicht". Und Appenzell I.-Rh. Art. 26 b : Über die 
Rechtsfolge des Klageverlustes bei Unterlassung des Rechtsvor- 
schlages „steht die Berufung an das Bezirksgericht offen". Wenn 
auch die letztere Redaktion sehr verunglückt ist, so ist doch 
der Sinn beider Bestimmungen klar. Man wollte die Möglichkeit 
einer Restitution offen halten, wenn sich der Vornahme des 
Rechtsvorschlages wichtige, unverschuldete Gründe entgegen- 
gestellt hatten. In keinem der beiden Kantone scheint übrigens 
ein derartiger Fall entschieden worden zu sein. 

1>) Das bestrittene Rechtsbot: Rechtsbot und Prozess. 

Wenn sich der Empfänger des Rechtsbotes in seinen Rechten 
verletzt fühlt, muss er in Appenzell A.-Rh. innert 14, in Appen- 
zell I.-Rh. innert 10 Tagen beim Vermittler Rechtsvorschlag 
erheben (eventuell bei Grundstreitigkeiten in Appenzell I.-Rh. 
Augenschein anbegehren) '. 



1 Appenzell A.-Rh. Z. P. 0. § 38. Appenzell I.-Rh. Art. 24. 
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Die Wirkung dieses Rechtsvorschlags unterscheidet sich von 
derjenigen des Rechtsvorschlages gegen den Zahlungsbefehl des 
eidgenössischen Betreibungsgesetzes, Hier wird der Gläubiger 
regelmässig zur Anstellung einer ordentlichen Zivilklage ge- 
zwungen, der Zahlungsbefehl fällt dahin *. Das Band zwischen 
ihm und dem anschliessenden Prozess ist abgeschnitten. Dage- 
gen wirkt das appenzellische Rechtsbot in den kommenden 
Prozess hinüber und besitzt für diesen eine so grosse Be- 
deutung, dass sich die Frage erheben musste : ist das Rechtsbot 
eine bloss präparatorische Massregel, ein Vorspiel des Prozesses, 
oder gehört es schon zum Prozess, leitet es ihn ein, ist es Klage ? 
Wir beantworten die Frage, indem wir die Wirkungen des 
Rechtsbotes auf den Prozess im Einzelnen durchgehen. 

Der Rechtsvorschlag gegen das Rechtsbot ist zugleich als 
Begehren um einen Vermittlungsvorstand aufzufassen. Der Ver- 
mittler lässt die Parteien sofort laden 2 . Es kommt da*bei ent- 
weder zum Vergleich, wodurch das Rechtsbot sich erledigt, oder 
die Sache wird an die zuständige Instanz zur streitigen Ent- 
scheidung gewiesen. Der erste Entwurf zur Z. P. 0. von Appen- 
zell A.-Rh. hatte eine andere Regelung vorgesehen : der Rechts- 
vorschlag sollte beim Gemeindegerichtspräsidenten (dem Aus- 
steller des Rechtsbotes) angebracht werden. Dieser hatte dem 
Rechtsboterlasser vom Rechtsvorschlag Mitteilung zu machen, 
worauf der Rechtsboterlasser innert 14 Tagen Vermittlungsvor- 
stand anzubegehren hatte 3 . Der Revisionsrat versprach sich in 
seinem Begleitschreiben an das Volk von dieser Neuerung nament- 
lich den Erfolg, „dass damit die Stellung der Parteien als 
Kläger und Beklagte weniger werde verwechselt werden". Damit 
wäre das Verfahren genau so geregelt worden wie nach dem 
eidgen. Gesetz. Aber der Entwurf wurde abgelehnt. 

Der rasche und gesetzlich geforderte Anschluss von Ver- 
mittlung und Prozess an das Rechtsbot gestattet indessen keinen 
Schluss auf die zur Frage gestellte Rechtsnatur des Rechts- 
botes, so wenig wie die Tatsache, dass jedem Prozess ein Rechts- 
bot vorangeht. 

Eher scheint der § 3 der ausserrhodischen Z.P.O. dies zuzu- 
lassen : „Derjenige, welcher . . . das Rechtsbot ergehen lässt, 

1 Von der Rechtsöffnung und provisorischen Rechtsöffhung sehen wir ab. 
— 2 Appenzell A.-Rh. Z. P. 0. § 41. Appenzell I.-Rh. Art. 28. — 3 Appenzell 
A.-Rh. Entwurf einer Z. P. 0. 1879. Art. 38. 
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ist der Kläger, ... die Person, an welche das Rechtsbot er- 
lassen worden ist, der Beklagte." Kann man von „Kläger" und 
„Beklagtem" reden, bevor ein Prozess entstanden ist? Trotz- 
dem hier eine wichtige Frage für den an das Rechtsbot sich 
vielleicht anschliessenden Prozess im voraus geregelt ist, schafft 
diese Bestimmung noch keinen Prozess-Beginn. Mit gutem Grund 
legt der Gesetzgeber Wert darauf, dass nicht durch die Rechts- 
botanlage der Rechtsbotempfänger für den ganzen Prozess in 
die Klägerrolle gedrängt werde, wie dies etwa die altern glar- 
nerischen Prozess-Ordnungen angeordnet hatten. Wenn aber 
einmal die Parteirollen durch das Rechtsbot fixiert werden, so 
ist es natürlich, dass die Prozess-Ordnung sich im folgenden 
der Worte „Kläger" und „Beklagter" bedient an Stelle der müh- 
samen „Rechtsbotnehmer" und „Rechtsbotempfänger". Es ist 
sonach nicht statthaft, aus diesen Bezeichnungen auf tatsäch- 
lichen Prozess-Beginn zu schliessen. 

Wie in Glarus bilden Rechtsbote und Amtsbote die formale 
Grundlage des folgenden Urteils : es lautet auf Aufhebung, Be- 
stätigung, Abänderung des Rechtsbotes. Auch dieser Umstand 
macht das Rechtsbot nicht zur Klage. 

Vielmehr führt der Wortlaut der Z.P.O. von Appenzell A.-Rh. 
doch zu der Ansicht, dass der Prozess erst mit der Weisung 
an die Instanz beginne. (Z.P.O. Appenzell I.-Rh. lässt bei ihrer 
Kürze hierüber keinen Schluss zu.) Der Abschnitt V der Z.P.O., 
der die Rechtsbote und das Verfahren vor dem Vermittler regelt, 
ist wohlüberschrieben: „Einleitung des Rechtsstreites". Trotzdem 
muss der Prozess durch Einlegung des Leitscheins „anhängig" 
gemacht werden 1 . Nach dem Gerichtsstandsparagraphen 8 er- 
scheint der gleiche Akt als „Klage- Anhebung"; denn die Instanz 
wird erst nach Ablauf des Vermittlungsvorstandes bestimmt. 
In diesem Sinne ist die Frage auch durch die Praxis entschie- 
den worden. Das Bundesgericht hat das Rechtsbot als „prä- 
paratorische Maßnahme ... die unter Umständen zum gericht- 
lichen Verfahren führen kann, nicht schon selbst als Einleitung 
desselben sich darstellt", charakterisiert 2 . Das Öbergericht von 
Appenzell A.-Rh. hat sich mit Urteilen vom 28. Oktober 1901 
und 30. März 1903 dieser Auffassung angeschlossen. 



1 Appenzell- A.Rh. § 49, § 51. — «B.B. 1900 Bd. I, S. 304. Urteil vom 20. Okt. 



Zur Geschichte der appenzellischen Rechts- 
hote. 

Der Einblick iE die Geschichte des appenzellischen Rechts- 
;es wird durch die Tatsache erschwert, dass im alten Land- 
en gar keine Aufzeichnung Über ein derartiges Institut sich 
iet. Es fehlt somit für die Darstellung ein fester Ausgangs- 
ikt. Da bleibt denn nichts übrig, als von dem geltenden 
chte aus zurückzugehen und mit Hülfe weniger Anhaltspunkte 
i mutmasslichen Gang der Entwicklung anzudeuten, wobei 
och die Frage leider offen bleiben muss, wie weit die Rechts- 
* wohl zurückreichen. 

Die für uns wichtigste Frage aber: seit wann gibt es Rechts- 
ift bei Rechtsboten? kann bestimmt beantwortet werden. 

Die erste appenzell-ausserrhodische Z.P.O. vom 16. Oktober 
i9 enthält gar nichts auf die Reehtsbote Bezügliches. Ebenso- 
nig zwei spätere Regulative für die Zivil- und Strafgerichte 
n 28. November 1864 und vom 26. Februar und 20. März 1877. 
Jahre 1879 empfiehlt der Revisionsrat die die Rechtskraft und 
llstreckung der Rechtsbote regelnden Paragraphen des Ent- 
rfes zur Z.P.O. dem Volke mit der Begründung „dass da- 
■ch einem Mangel, der sieh im provisorischen Zustand des 
richtsverfahrens sehr fühlbar gemacht habe, nun abgeholfen" 
rde. Der Gedanke, dass die Rechtsbote bei Unterlassung von 
derspruch rechtskräftig werden, war offenbar schon vorher 
endig, aber die Gesetze gaben nicht die Mittel in die Hand, 

sicher durchzuführen. Das neue Gesetz von 1880 griff nun 
r durch und sicherte den Rechtsboten Rechtskraft und Voll- 
eckung. 

Ganz ähnlich verhielt es sieh in Appenzell I.-Rh. Auch da 
rschte jedenfalls die Auffassung, dass ein nicht rechtzeitig 
;trittenes Amtsbot unanfechtbar sei. Aber die Art und Weise 
■ Ausfertigung der Amtsbote brachte es mit sich, dass ihre 
shtskraft notwendigerweise nur beschränkt war. Da nämlich 
i Amtsbot nicht amtlich protokolliert wurde und nur der 
ehtsbotempfänger eine Ausfertigung desselben erhielt, der 
;ürlich an der Erhaltung der ihm schädlichen Urkunde kein 
eresse hatte, fehlte es an einem die Rechtskraft des Amts- 
es für alle Zukunft gewährleistenden Beweismittel. (Amtsbot- 
)tokolle existieren erst seit 1882). So konnte das Amtshot 
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wohl Recht schaffen, solange der Angegriffene sich bei dem 
durch Amtsbot geschaffenen Zustande beruhigte oder die etwa 
für die Rechtsbotanlage benutzbaren Zeugen lebten. Aber auch 
im letztern Falle: wie viel kam gerade auf den Wortlaut des 
Begehrens an? 

So ist die Rechtskraft, wie sie einem Urteil zu- 
kommt und wie diese formal für alle Zeiten ge- 
sichert, auch in Appenzell erst das Resultat des 
ausgehenden 19. Jahrhunderts, genau wie die 
Rechtskraft des glarnerischen Spezialrechtbotes 
(Siehe Seite 35). 

Die Vorstufen der Rechtsbote waren sogenannte Gwälte 
(wie in Glarus der Rechtbotnehmer „den Gewalt" einholte). 

Im heutigen Recht bestehen in Appenzell A.-Rh. von den 
Rechtsboten durchaus verschiedene „Amtsbefehle", das sind nach 
§ 6: „solche Weisungen, welche die Aufrechterhaltung des tat- 
sächlichen Zustandes, die Erhaltung des Besitzes oder dessen Wie- 
dererlangung, Beschlagnahme, Bauverhinderungen, die schnelle 
Handhabung klarer Gesetzesbestimmungen in dringenden Fällen, 
ferner die Vollziehung der in Kraft erwachsenen Rechtsbote 
und rechtskräftigen Urteile belangen". Mit einziger Ausnahme 
der beiden zuletzt aufgezählten Fälle kann gegen den Amts- 
befehl richterliche Hilfe angerufen werden. Nichtbefolgung eines 
Amtsbefehles wird bestraft. Niemals aber kann wie beim Rechts 
bot nicht rechtzeitiger Widerspruch eine Änderung in den ma- 
teriellrechtlichen Verhältnissen hervorrufen : der Amtsbefehl, wo 
er nicht der Exekution rechtskräftiger Titel dient, ist durchaus 
unpräjudizielle Regelung. 

Dieser scharfe Unterschied zwischen Rechtsbot und Amtsbe- 
fehl besteht aber erst seit der neuen Z.P.O. In seinem die Vorlage 
begleitenden Bericht glaubt der Revisionsrat, „durch diese Aus- 
scheidung mehr Klarheit in das Charakteristische dieser Rechts- 
mittel gebracht zu haben". In der Tat fällt es schwer, aus dem 
Inhalt der vorher gültigen Gesetze sich ein Bild des früheren 
Zustandes zu machen. 

Die beiden Schuldbetreibungsgesetze vom 30. August 1835 
und 29. April 1860 enthalten einen ziemlich gleichlautenden 
Artikel 24 : „Von obrigkeitlichen Geboten. Obrigkeitliche Gebote 
oder Gwälte jeder Art sollen nach erhaltener Anzeige spätestens 
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in zwei Tagen, wenn sie keinen Aufschub leiden, sogleich aus- 
gerichtet werden. Wird in das Land oder in die Gemeinde ge- 
boten, Weid- oder Stallbann angelegt, so muss dies beim Eid 
geschehen und der Ungehorsam gegen solche Gebote als Über- 
tretung eines Eidgebotes bestraft werden. Ein Eidgebot muss 
immer durch den Hauptmann oder einen Vorsteher persönlich 
und, wo möglich, an die Person, welcher es gilt, selbst aus- 
gerichtet werden." (So 1835). 

Als spezielle Art von Gwälten treten uns sonach Eidgebote 
entgegen, ähnlich wie in Glarus das Rechtbot beim Eid. Sie 
wurden vom Landammann oder seinem Stellvertreter 1 , nach 
Art. 24 des Betreibungsgesetzes von 1860 durch ein Mitglied 
der Standeskommission, ausgegeben. Dass der Landammann ur- 
sprünglich die einzig mögliche Instanz war, beweist die alte 
Eidesformel. Auch die Appenzeller schwören dem Landammann: 
„Und dem aman und sinne botten gehorsam zesind" a . Bei diesem 
Eid ergeht das Gebot oder Verbot, gegen ihn verfehlt sich, wer 
es tibertritt 3 . Neben dem Eidgebot aber gab es andere Gwälte 4 , 
die ursprünglich wohl auch der Landammann erteilte. Unter 
diesen waren auch solche, die einen Zustand bis zur nächsten 
Gerichtssitzung festhalten sollten. 

Neben dem Landammann gab auch der Gemeindehauptmann 
Gwälte aus, und dies sind die Vorläufer unserer Rechtsbote. 
Der Hauptmannsgwalt hatte keine so grosse Autorität wie der 
Landammannsgwalt. Der Hauptmann konnte für Übertreter 
keine Strafe androhen; wollte man dies, so musste man zum 
Landammann. Aber der Hauptmannsgwalt hatte trotzdem seine 
Bedeutung: Wer ihn übertrat, handelte unanständig und setzte 



1 Siehe Protokolle deö Revisionsrates 1832, gedruckt bei Meyer & 
Zuberbübler, Trogen. Seite 151 ff. -— 2 Altes Landbuch, (herausgegeben von 
Busch 1869) Seite 68; ebenso noch in ,einer Ausgabe des Landbuches von 
1828, Art. 12. — 3 Dass dies wirklich der Zusammenhang war, beweisen die 
in Anm. 1 genannten Protokolle. Bei der Redaktion des Landsgemeinde-Eides 
wurde heftig darüber debattiert, ob man schwören lassen dürfe: «den Ge- 
boten der Obrigkeit zu gehorchen », da doch auch schon ungesetzliche Gwälte 
erteilt worden seien, denen man doch unmöglich beim Eide gehorchen könne. 
Einer brachte ein Beispiel, wie er einen ungesetzlichen Gewalt erhalten, aber 
nicht befolgt habe und also nun streng genommen ein Meineidiger sei. S.151f. 
— 4 Siehe den oben mitgeteilten Art. 34 des Schuldbetreibungsgesetzes und 
Art. 58 des Strafgesetzbuchs vom 16. Okt. 1859, wonach auch Übertretung 
solcher Verfügungen bis zu 20 Franken bestraft wird. 
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sich dadurch für das kommende Gericht ins Unrecht. Der er- 
teilte Hauptmannsgwalt konnte auf Betreiben des Belasteten 
durch das Gemeindegericht aufgehoben werden ! . 

Gerade die Straflosigkeit dieses Gwalts und die Tatsache, 
dass er in Händen des Gemeindehauptmanns lag, wurde für die 
Entwicklung bedeutsam. Der Hauptmann besorgte nämlich auch 
das Pfandbot, die dem heutigen Zahlungsbefehl entprechende, 
die Betreibung einleitende Urkunde, die in dem ersten der ge- 
nannten kantonalen Betreibungsgesetze schon vollständig aus- 
gebildet uns entgegentritt. In Anlehnung an das Pfandbot hat 
sich der Hauptmannsgwalt auf anderem Gebiete zu einem völlig 
analogen Rechtsmittel entwickelt. Diese Analogie kommt in der 
Z.P.O. von 1880 (die nun durch das Einführungsgesetz zum 
eidgen. Betreibungsgesetz an dem fraglichen Punkte allerdings 
abgeändert worden ist) sehr schön zum Ausdruck : für Geltend- 
machung von Forderungen ergeht Pfandbot und für alle andern 
Ansprüche Rechtsbot, der ehemalige Hauptmannsgwalt. Gegen 
beide muss Rechtsvorschlag gemacht werden, wenn sie nicht 
zu rechtskräftiger Regelung werden sollen. 

Der ehemalige Landammannsgwalt lebt heute in der Form 
des Amtsbefehls weiter. 

Auch in Appenzell I.-Rh. bestanden bis zur Einführung des 
eidgen. B.etreibungsgesetzes Amtsbefehle und Amtsbote neben- 
einander. Beide wurden vom Landammann erlassen. Der Amts- 
befehl hatte mehr exekutorische Bedeutung. Der Gesuchsteller 
wies dem Landammann ein Urteil, einen Vertrag etc. vor, nach 
deren Prüfung der Amtsbefehl erteilt wurde. Ungehorsame wur- 
den mit den von Fall zu Fall geeignet erscheinenden Zwangs- 
mitteln zum Gehorsam gebracht. In dieser Weise erfolgten Ex- 
missionen, Anordnung von Verhaften (siehe den folgenden Ab- 
satz) etc., Anordnungen, die seit dem Bundesgesetz dem Land- 
ammann abgenommen worden sind. Auch in Inner-Rhoden haben 
sich aber die beiden Arten von Gwälten nicht in ursprüng- 
lichem begrifflichen Gegensatz befunden. Die Differenzierung 
ergab sich aus den verschiedenen Zwecken, die erreicht werden 
sollten: die einen regelten die Verhältnisse vorläufig, im Hin- 
blick auf allfällig abweichendes gerichtliches Urteil: das sind 
die nachmaligen Amtsbote. Andere führten den dem schon klar 

private Mitteilung. 



cannten Recht entsprechenden Zustand herbei: Amtsbefehle. 
mQ man sich vor Augen hält, wie autoritär der Landammanu 
! Geschicke von Land und Leuten regierte, wird man hegreifen, 
ss sich die geeigneten Massnahmen von Fall zu Fall frei, 
;ht nach begrifflichen Regeln, bestimmten. 

Bevor wir die Rechtsbote der Kantone Appenzell verlassen, 
;hen wir noch die Frage zu beantworten, wie sich trotz der 
nlicbkeit der beidseitigen politischen und kulturellen Verhält- 
;se zwischen den Rechtsboten der Kantone unserer ersten Gruppe 
i denjenigen von Appenzell der so tiefgreifende Gegensatz 
1 nur verbietenden oder auch gebietenden entwickeln konnte. 

Ich glaube, weil die Rechtsbote in den Kantonen der ersten 
uppe in Ursprung und weiterer Entwicklung an die uns von 
her her unter demselben Namen bekannten arrestähnlichen 
rbote sieh anlehnten '. Diese konnten naturgemäss nur Ver- 
,e sein, da es sich lediglich um Festhaltung, um Ermöglichung 
» Betreibung, handelte. Wenn sich auch die anders gearteten 
chtsbote verselbständigten und den Zusammenhang mit den 
rest-Verboten äusserlich aufgaben, so blieb ihnen doch als 
ichen ehemaliger Gemeinschaft ihr yerbotscharakter. 

Bei der Behandluug der Gruppe Appenzell sind uns bis jetzt 
gends arrestähnliche Rechtsbote entgegengetreten. Und doch 
nnte auch Appenzell das sachlich entsprechende Institut des 
erhafts". So bestimmt das Betreibungsgesetz von 1860, Art. 7: 
fer ... einen Verhaft für eine Forderung irgend welcher Art 
legen will, soll die Bewilligung hiefür, nachdem er seinen 
luidner gepfändet hat, bei dem Hauptmann . . . nachsuchen. 
i Vollziehung des Verhaftes findet stets durch den Hauptmann 
•jenigen Gemeinde statt, in welcher das Objekt . . . liegt. Der- 
bige legt demjenigen, bei welchem eine Forderung mit Verhaft 
egt wird, die Verbindlichkeit auf, den Betrag beim Haupt- 
nn zu hinterlegen"*. Dies ist (abgesehen von der Hinterlegungs- 
icht) genau, was wir als „Verbot hinter einem" kennen. Aber 
■ Verhaft war eine vom Rechtsbot unabhängige Massregel. 
s Rechtsbot schloss sich in seiner Struktur mehr an den 
mell ungebundenen landammannamtlichen Befehl an. 

1 Siehe oben Seite 12 u. 13. — " Ähnlich d. Art. 8 d. ansserrh. Hetr.-G. v. 1835i 
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II. Kapitel. 

Das Kechtsbot in St. Gallen. 

In einzelnen Teilen des heutigen Kantons St. Gallen gab 
es vor der Bildung dieses Kantons jedenfalls Rechtsbote, die 
den bisher aufgezählten mehr oder weniger ähnlich waren. 1 
Doch lassen wir sie unberücksichtigt, da die Rechtsbote der 
einheitlichen Gesetzgebung als Neuschöpfungen aufzufassen sind. 

Die beiden st. gallischen Zivilprozessordnungen vom 6. März 
1850 und vom 31. Mai 1900 kennen Amtsbefehle und Rechtsbote. 
Die Ämtsbefehle werden vom Bezirksammann zum Schutze wirk- 
lichen und redlichen Besitzes, zur Durchsetzung einstweiliger 
Verfügungen und zur Vollstreckung von Urteilen, heute nach 
regelmässig vorangegangener summarischer Kognition, unter 
Strafandrohung erlassen. Gegen sie steht der Rekurs an das 
Justizdepartement und immer auch der Rechtsweg offen (1850 
Art. 252— 257, 265, 266, 244. 1900: 267—277.338). Die Rechts- 
bote dagegen bewilligt der Gemeindeammann 2 ohne vorgängige 
Kognition. Sie ergehen ohne Strafdrohung. Ihr möglicher Inhalt 
ist so umfassend, wie derjenige der appenzellischen Rechtsbote, 
aber sie sind in St. Gallen nicht obligatorisch vor jedem Prozess : 
es steht jedem Ansprecher frei, es mit dem Rechtsbot zu ver- 
suchen oder direkt Klage zu erheben. 

Auch in ihren Wirkungen sind die st. gallischen Rechtsbote 
verschieden von den appenzellischen. Art. 260 der Z.P.O. von 
1850 setzte eine vierzehntägige Frist zur Anbringung des Rechts- 
vorschlages beim Gemeindeammann oder eines Rekurses an den 
Bezirksammann. „Geschieht innert der besagten Frist weder das 
Eine noch das Andere, so muss dem Rechtsbot Folge geleistet 
werden, bis es vom Richter aufgehoben ist". Sonach blieb der 
Rechtsweg dem Rechtsbotempfänger stets offen, das Rechtsbot 
wurde nicht in unserem Sinne rechtskräftig. 

*So enthält das alte Landbuch des Gasters den schwyzerischen und 
glarnerischen ähnliche Verbote (Handschrift auf der Landesbibliothek in 
Glarus). — 2 In allen andern Kantonen ausser Appenzell I.-IJh. sind Eechts- 
boterteilungen heute richterlichen Behörden zugewendet. 
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Der Regierungsrätliche Entwurf einer Z.P.O. vom Juni 1894 
sah eine andere Regelung der Frage vor. Art. 558: „Im sum- 
marischen Verfahren erlassene rechtskräftige Entscheide, Ver- 
fügungen und Rechtsbote sind nötigenfalls durch den Bezirks- 
ammann zu vollziehen". 

Das heutige Gesetz kennt eine ähnliche Bestimmung nicht, 
Vollstreckung eines Rechtsbotes ist ausgeschlossen. 278. 2 be- 
stimmt als Rechtsfolge des Rechtsbotes: „Dem Reehtsbot ist die 
Bemerkung beizufügen, dass ihm nach Ablauf von 14 Tagen 
Folge zu geben sei, sofern nicht dagegen Recht vorgeschlagen 
werde". Das „Folge geben" hat nicht den Sinn von Unanfecht- 
barkeit, Rechtskraft. Der Rechtsbotempfänger kann auch nach 
Unterlassung rechtzeitigen Rechtsvorschlages den Rechtsweg 
gegen das Rechtsbot betreten. Immerhin hätte eine solche Unter- 
lassung auf den kommenden Prozess einen sehr nachteiligen 
Einfluss. Der Rechtsboterlasser würde mit Erfolg geltend machen, 
dass der Empfänger seinen Anspruch anerkannt habe ', wenn 
nicht dieser die Unterlassung des Rechtsvorschlags durch ausser- 
gewöhnliche Umstände motivieren könnte. Es läge im Ermessen 
des Richters, ob im Einzelfall Anerkennung anzunehmen wäre 
oder nicht 2 . 

Das st. gallische Rechtsbot verkörpert sonach den Gedanken 
der Rechtskraft ohne Kognition nicht völlig. Wenn auch in den 
meisten Fällen der Inhalt eines nicht angefochtenen Rechtsbotes 
tatsächlich zum Rechte wird, so erwirbt doch der Rechtsbot- 
erlasser keinen vollstreckbaren Titel. 



*279: «Wer Rechtsbote nicht anerkennen will, kann innert der Frist 
von 14 Tagen seit der Eröffnung beim Gemeindeammann Rechtsvorschlag 
machen». — 2 Herrn Nationalrat Scher rer-Füllemann habe ich diese Erläuterung 
der keineswegs klaren Bestimmung zu danken. 



Dritte Abteilung. 



Zur Kritik der Rechtsbote, 

Den Maßstab für die Beurteilung einer Rechtsbildung kann 
nur ihre Brauchbarkeit für einen bestimmten Lebenskreis bilden; 
ohne solche Beziehung, aprioristisch, ist eine Wertschätzung 
unmöglich. Die Verhältnisse, die wir für die Beurteilung der 
Eechtsbote ins Auge fassen, sind diejenigen der ganzen Schweiz, 
das in Frage kommende Gesetz, die eidgenössische Zivil-Prozess- 
Ordnung, an deren früherem oder späterem Erscheinen wir nicht 
zweifeln. So stellen wir die Frage: kann unser Reehtsbot zur 
Ersparung von Prozessen wie vor 15 Jahren der Zahlungs- 
befehl als Eigenart des schweizerischen Rechts erhalten bleiben, 
und welche der uns bekannten Formen eignete sich am ehesten 
dazu ? Indem wir so das Reehtsbot festzustellen suchen, das sich 
als gemeines schweizerisches Recht eignen würde, unterziehen 
wir mittelbar die bestehenden Rechtsbotformen unserer Kritik. 

Der Ausdehnung der Rechtskraftwirkung ohne vorgängige 
Kognition über Forderungsrechte mit bestimmter Geldschuld 
hinaus, etwa auch auf dingliche Rechte, stellt sich eine grosse 
prinzipielle Schwierigkeit entgegen. Das Forderungsrecht als 
ein von Anfang an in seinem Inhalt und den Beteiligten regel- 
mässig fest bestimmtes Rechtsverhältnis, erschöpft sich durch 
eine einmalige Leistung; derjenige, der sich auf Grund einer 
Betreibung zur Zahlung entschliesst, übersieht im gleichen Mo- 
ment die ganzen nachteiligen Folgen seiner Handlung. Anders 
bei dinglichen Rechten. In jedem von ihnen steckt latent eine 
unbestimmte Zahl gegen jeden Beliebigen möglicherweise er- 
wachsender Ansprüche. Wer sich auf Grund einer bestimmten 
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Anfechtung zur Aufgabe eines solchen Rechtes entschliesst, ver- 
fügt damit zu seinem Nachteil über ein Verhältnis, dessen ent- 
ferntere Wirkungen ihm zur Zeit unbekannt sind. Wer eine Wege- 
gerechtigkeit aufgibt, beraubt dadurch seine Liegenschaft, auch 
wenn er als derzeitiger Eigentümer keine Verwendung dafür 
hatte. Die Androhung des Rechtsverlustes bei nicht rechtzeitigem 
Widerspruch stellt also hier eine viel grössere Anforderung an 
die Einsicht und Energie des Angegriffenen als bei Forderungen 
auf Geld. Man müsste diesen Umstand auf alle Fälle berück- 
sichtigen und dürfte den Angegriffenen nicht so stark belasten, 
wie dies in einigen Kantonen heute der Fall ist. Auch wären 
ausreichende Sicherungsmassregeln, ähnlich wie sie das eid- 
genössische Betreibungsgesetz dem Betriebenen bietet, uner- 
lässlich. 

Aus dem gleichen Grunde entspringt eine technische Kompli- 
kation. Weil die Zahlung das Forderungsrecht aus der Welt 
schafft, ist es nicht nötig, dass dasselbe der Zukunft in seinem 
Inhalt erkennbar aufbehalten werde: durch die Vollstreckung 
erklärt der Staat das fragliche Rechtsverhältnis als für ihn 
existent, ohne sich über seine Rechtsnatur aussprechen zu müs- 
sen. Wenn aber die Tatsache, dass ein Nachbar dem andern 
verboten hat, sein Grundstück zu betreten, und dieser dem ruhig 
nachkam, das Rechtsverhältnis endgültig regeln soll, so muss 
diese Regelung urkundlich festgehalten werden. Die Urkunde, 
die wie ein Urteil gelten soll, unser Rechtsbot, redet aber die 
Sprache des täglichen Lebens und lässt vielleicht häufig die 
Präzision des Ausdrucks vermissen, die von einem Urteil erwartet 
werden darf. (Man könnte allerdings die Redaktion beeinflussen, 
wie das heute schon geschieht). So ist es möglich, dass ein 
Rechtsbot, das an sich rechtskräftig wäre, wegen mangelhafter 
Abfassung die von ihm erwarteten Rechtswirkungen tatsächlich 
nicht haben kann. Aber andererseits enthält die mehr kasuistische, 
nicht juristisch begriffliche Sprache ein Element der Volkstüm- 
lichkeit und des Zusammenhanges von Rechtspflege, Recht und 
Volk. Und was schadet es schliesslich, wenn auch Dinge, denen 
schlechterdings keine Rechtskraft beigelegt werden kann, in 
das Rechtsbot eingehen? Wenn etwa eine Frau der andern 
verbietet, ihre Kinder zu schlagen? (Herisau 1903) Wenn es 
nur etwas nützt! 
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Die Frage, welche der beiden Rechtsbotgruppen (nur Ver- 
bote oder auch Gebote und Anerkennungen) den Sieg davon 
tragen müsste, kann uns nach allem früheren nicht lange beschäf- 
tigen. Die Beschränkung auf Verbote gibt dem Institut einen 
defensiven Charakter, dieses Rechtsbot kann nur die Rechts- 
position des schon Besitzenden verstärken. Die scharfe Trennung 
der Rechtsansprüche, je nachdem sie sich durch ein Verbot aus- 
drücken lassen oder nicht, hat keinen innern Grund. Es handelt 
sich um eine Schranke, die sich nur aus der Aufgabe der alten 
Rechtsbot^ Eigenmacht auszuschliessen, Gericht zu ermöglichen, 
erklärt ! . Ein modernes Rechtsbot mit neuen Zielen müsste diese 
Tradition aufgeben. 

In fast allen Kantonen der ersten Gruppe sind uns Rechts- 
bote gegen Jedermann in irgend einer Form entgegengetreten. 
In der zweiten Gruppe sind sie uns nicht begegnet. Einer kri- 
tischen Betrachtung erscheint es von vornherein gewagt, auf 
Grund einer völlig einseitigen Publikation so wichtige Rechts- 
folgen wie den Verlust von Servituten eintreten zu lassen. 
Zulässig ist dies nur unter der sicheren Voraussetzung, dass 
ein Dritter, der benachteiligt werden könnte, unter allen Um- 
ständen von der ihm drohenden Gefahr Kenntnis erhalte, da 
man ihn doch als Anerkennenden behandeln will. Diese Voraus- 
setzung mochte in früheren Jahrhunderten bei kleinbäuerlicher, 
sehr stabiler Bevölkerung durch die Verlesung in der Kirche 
ordentlich erfüllt sein: man hörte es, ohne dass man sich dafür 
anstrengen müsste, es sprach sich herum. Bei der heutigen Frei- 
zügigkeit, dem raschen Wechsel des Grundbesitzes, der Mög- 
lichkeit der Vereinigung entlegener Grundstücke in einer Hand, 
genügt die zudem so viel farblosere Publikation nicht mehr. Es 
besteht eine begreifliche Neigung, Amtsblätter nicht in den 
Kreis der regelmässigen Lektüre mit einzubeziehen. 

So fehlt es denn auch in Glarus, dem Ort der grössten 
Ausbildung der Rechtbote gegen Jedermann, nicht an Beweisen 
aus dem Lauf des 19. Jahrhunderts, dass das Rechtbot dem 
Leben oft beschwerlich fällt und sich nicht ohne Reibung durch- 
setzt. Dafür kommen einmal häufige Anträge an die Landsge- 
meinde in Betracht, die das Rechtbot gerade in den entschei- 



1 Siehe Seite 19 und 58. 
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denden Fnnkten abändern, wollen. Wenn sie 
geworden sind, so beweisen sie doch, dass t 
standen, vor denen man sich gerne geschützt h 
wert ist ferner, dass . das Land selbst für seil 
die rechtszerstörlichen Wirkungen von Rechtl 
schloss*. Endlich wurde im Jahre 1852 von d 
ein „Gesetz betr. die Wiedererlangung der du 
Rechtbote verwirkten Wegrechte" angenom 
Empfehlung des Gesetzes führt der Landrat a 
holt vorgekommen, dass Grundstücke durch 
briefte Rechte verloren und damit jegliche Vert 
haben (Memorial 1852). Nur auf solche Fäl 
zugeschnitten : denn der Ansprecher muss In 
betreffende Recht „für gehörige Bewirtschaf 
schaft durchaus erforderlich sei". Ausserdem 
oder alte Übung, dass er das gewünschte Rect 
gehabt hatte. Wenn dieser Beweis gelingt, ge 
das Recht, die verloren gegangene Rechtsame 
ungspreise zurückzukaufen, aber nur soweit 
absolut darauf angewiesen ist, eventuell als 
des früheren Rechtes. Dies Gesetz bezeichnet s 
Wohltat, ist also eine nur in der Billigkeit wi 
ung vom strengen Recht. Aber wie teuer mi 
erkauft werden! Ein Rechtszustand aber, de 
solche ausserordentliche Hilfsmittel einigem 
machen lässt, verdient keinen weiteren Schutz 
Wir halten das Rechtbot gegen Jeder 
überlebte, abzuschaffende Rechtsfoi 
Dem entspricht auch die Entwicklung d" 
den übrigen Ländern der ersten Gruppe: in 
entscheidende rechtszerstörliche Wirkung fas 
schwunden. In Schwyz wie in Obwalden ist di 
noch ein Verbot mit polizeilichem Charakter, 
des Eigentums ganz nützliche Wirkungen 's 
unserem Rechtsgedanken nichts mehr zu tun 1 



1 So 1848 ein Antrag, dass gegen Brief und Siegel spl 
Rechtskraft erlangen sollen. Ähnlich 1844, 1850. 1868 Ai 
Wie der Veröffentlichung rechtskräftiger Rechtsbote: alle 2. 
verlast. Siehe die Landsgemeinde-Memoriale der betr. Ja 
Z.P.O. 1895 § 65. — ' Es ist heute unter dem §28 bin das 
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Es bleibt sonach als für die Zukunft noch ver- 
wendbare Form nur das Rechtsbot gegen eine be- 
stimmte Person. 

Mit der Verbotsnatur des Rechtsbotes unserer ersten Gruppe 
hängt wohl auch die an die Übertretung geknüpfte Strafe zu- 
sammen: ein Rechtsbot auf eine positive gegnerische Leistung 
kann unmöglich unter solcher Strafdrohung ergehen, ohne dass 
hieraus unerträgliche Unzukömmlichkeiten entstehen. Wir erinnern 
uns jedoch aus der Geschichte dieser Strafen ', dass sie immer 
mehr zurückgegangen sind: noch vor wenigen Jahren ein mit 
Gefängnis bedrohtes Kriminaldelikt, ist auch in Glarus die Recht- 
botübertretung ein einfaches Polizeidelikt geworden. Aber auch 
in dieser Form üben sie eine oft zu scharfe Wirkung aus. So 
ist es unter Umständen ganz unerträglich, dass ein Bauunter- 
nehmer auf einen leichtfertigen, durch Rechtbot geltend gemach- 
ten Einspruch hin mit dem Bau bis zu gerichtlicher Entscheid- 
ung aufhören muss. Wenn man sich erinnert, wie gering die 
Aussichten sind, Schadenersatz wegen unbegründeter Rechtbot- 
anlage zu erlangen 2 , wird man begreiflich flndeii, dass man 
einfach weiter baut und die kleine Strafe entrichtet. 

Die Verpflichtung zum sofortigen Gehorsam und die Strafe 
der Übertretung hatte für das alte, gegen Eigenmacht gerichtete 
Rechtsbot ihren guten Sinn. Seitdem das Schwergewicht nach 
einer ändern Richtung verlegt ist (Prozess-Ersatz), belasten diese 
Folgen den Angegriffenen zu stark: ein lebensfähiges, neues 
Rechtsbot würde also darauf verzichten. 

Und nun die Frage, ob sich das Rechtsbot als obligatorische 
Vorbedingung eines jeden Zivil-Prozesses eigne (wie heute das 
appenzellische Rechtsbot), oder ob nicht den Parteien vorbehalten 
werden müsse, den Prozess direkt zu beginnen. 

In Appenzell A.-Rh. ist bei Anlass der Aberkennungsklage * 
die Frage einmal brennend geworden. Es handelte sich darum, 
ob sie direkt beim Vermittler angebracht werden dürfe oder 
nicht. Die appenzellischen Gerichte sahen darin eine vom bis* 
herigen Betreibungsverfahren völlig unabhängige neue Klage, 



1 Siehe Glarul : Seite 33—35. — » Seite 26. — 8 Eidgen. Schuldbetiv 
Gesetz Art. 83. 

Fritisehe* Das Reehtsbot 5 
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die durch Rechtsbot einzuleiten sei. Das Bundesgericht entschied 
jedoch im gegenteiligen Sinn ! . Ein Fall, der die hier allerdings aus 
der Unsicherheit in dem Anwendungsgebiet eidgenössischen oder 
kantonalen Rechts resultierenden Schwierigkeiten des Rechtsbot- 
Obligatoriums charakterisiert. 

Der legislativ-politische Zweck des Rechtsbotes ist Erle- 
digung der Streitsache ohne Prozess. Als obligatorisch wird man 
das Rechtsbot vernünftigerweise nur da fordern, wo es etwelche 
Aussicht auf Erfolg hat. Solche Aussicht wird in zahlreichen 
Fällen völlig fehlen. Wo es sich um Dinge handelt, die nach 
dem festen Willen der Parteien absolut nur durch Richterspruch 
gelöst werden können (etwa handelsrechtliche Streitigkeiten um 
hohe Beträge etc.), hiesse es Umwege machen, statt abzukürzen, 
wenn man auch diese in die Form des Rechtsbotes zwängte. 
Das Rechtsbot könnte sich höchstens für Bagatellsachen als ob- 
ligatorisch empfehlen. 

Die Bedeutung des Rechtsbotes für den eventuell sich daran 
anschliessenden Prozess ist in den Kantonen Glarus und Appen- 
zell verschieden geregelt. In Glarus haben wir das Rechtsbot 
als Klage bezeichnet, nach appenzellischem Recht ist darin nur 
eine präparatorische Massregel zu sehen. Welche dieser Auffas- 
sungen erscheint als richtig ? Welche Bedeutung sollte ein neues 
Rechtsbot für den Prozess erhalten? 

Entscheidend scheint folgendes : da bei der Mannigfaltigkeit 
des Rechtsbotinhaltes jeder Rechtsanspruch von Seiten beider 
Parteien durch Rechtsbot geltend gemacht werden kann, von 
der einen vielleicht als Verbot, von der andern als Gebot, es 
also zufällig ist, welche der Parteien das Rechtsbot zuerst an- 
legt, darf die Tatsache der Rechtsbotanlegung keinen Einfluss 
auf die Verteilung der Parteirollen äussern. In Appenzell wird 
der Rechtsbotnehmer Kläger, in Glarus regelmässig Beklagter. 
Beides erscheint aus dem angegebenen Grunde unrichtig: die 
definitive Feststellung der Parteirollen muss einem späteren 
Momente vorbehalten werden. Ebenso sollte dem Rechtsboter- 
lasser eine Änderung des im Rechtsbot formulierten Rechtsan- 
spruchs jedenfalls vor der eigentlichen Klageerhebung noch frei- 
stehen. Das Rechtsbot ergeht allein durch die Partei. Wenn sie 



'B.E. 1900. Bd. I Seite 304. 
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dabei einen Fehler macht (zu wenig verlangt etc.), soll sie 
flicht für die ganze Dauer des Prozesses daran gebunden sein. 
Als praktisch richtigste Lösung erscheint da- 
rum ein Rechtsbot, das dem Prozess vorangeht, 
ohne in ihn hineinzuwirken. Wenn so das Rechtsbot dem 
Prozess in keiner Weise präjudizierte, wäre die Frage, wie man 
ßich die Weiterleitung zum Prozess im Einzelnen denken soll, 
ohne grosse Bedeutung. 

Es ist mir völlig klar, dass diese Arbeit kein abschliessen- 
des Urteil über zukünftige Verwendbarkeit des Rechtsbotes im 
eidgenössischen Gesetz abgeben darf. Das will aus dem Ganzen 
eines auf Grund genauester Kenntnis des Bestehenden gefassten 
Planes beurteilt sein. Nur möchte ich zum Abschluss noch ein- 
mal darauf hinweisen, dass das Rechtsbot gegen eine bestimmte 
Person mit der Wirkung der Rechtskraft nicht das Gebilde 
vergangener Jahrhunderte, sondern eine moderne Erweiterung 
alter Anlagen ist. Das Rechtsbot wird darum nicht mit dem 
Vorwurf, es handle sich um ein veraltetes, bildungsunfähiges 
Institut, abzutun sein. 



•* M M *> 
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